Burgermeister Reinthaler er6ffnet die 2. Sitzung des Gemeinderates im Jahr 2020 entgegen
dem Sitzungsplan und stellt die Beschlussfahigkeit fest.

GR Flotzinger hat sich kurzfristig entschuldigen lassen und bleibt der Sitzung fern.

Zur Verstandigung eines Ersatzmitgliedes blieb keine Zeit mehr.

Vor Eintritt in die Tagesordnung gibt BGM Reinthaler folgende Abanderung bekannt:

e Antrag des Vorsitzenden zur Abanderung der Tagesordnung )
»Beratung des TOP 8 — Bericht Prifungsausschuss — unter Ausschluss der Offentlichkeit in
geheimer Sitzung im Anschluss an diese Sitzung.*

Begrindung:
Wie bereits unter den Fraktionen abgesprochen, wird der TOP unter Ausschluss der

Offentlichkeit behandelt.

Beratung:
Keine Wortmeldungen.

Beschluss:
Uber Antrag des Vorsitzenden wird die Behandlung des TOP 8 unter Ausschluss der
Offentlichkeit im Anschluss an diese Sitzung per Handzeichen einstimmig beschlossen.

e Dringlichkeitsantrag des Vorsitzenden
»Wasserversorgung Ort — Pumpversuch/Analyse — Auftragsvergabe“

Begrindung:
Da seit 16.06.2020 die aktuellen Informationen seitens der Firmen HIPI und AIT betreffend

Pumpversuch vorliegen, sollen sogleich die nachsten Auftragsvergaben beraten und
beschlossen werden, um eine rasche Abwicklung der weiteren Schritte zu gewahrleisten.

Beratung:
Keine Wortmeldungen.

Beschluss:

Uber Antrag des Vorsitzenden wird die Aufnahme des im Dringlichkeitsantrag dargelegten
TOP ,,Wasserversorgung Ort — Pumpversuch/Analyse — Auftragsvergabe“ in die
Tagesordnung vor dem TOP ,,Allfalliges” per Handzeichen einstimmig beschlossen.



1. Kaufvertrag Objekt und Parzelle 589/5
Der Kaufvertragsentwurf — erstellt vom Notariat Obernberg, Mag. Hauser liegt vor. Dieser
wird den Gemeinderaten per Bildschirmprésentation vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht.
Ebenso liegt mittlerweile das Ergebnis der vom GMR in einer vorigen Sitzung geforderten
und erfolgten Bodenuntersuchung durch die Fa. AGROLAB, Meggenhofen vor.
In der zusammenfassenden Bewertung dieser am 25.05.2020 am Grundstiick 589/5
entnommenen und analysierten Untergrundproben ergaben geringe Konzentrationen an
Kohlenwasserstoff (KW). Es wurden keine Prufwerte gem ONORM S-2088-1
Uberschritten. Das Uber die 2 Baggerschirfe untersuchte Grundstiick 589/5 kann als nicht
kontaminiert eingestuft werden.
Die Erhohung von 1.500 Euro ergibt sich durch die Indexierung im Vorvertrag. Daflr wurde
die Bodenuntersuchung von der Fa. Zahrer bezahlt.

mag. bertold hauser
offentlicher notar

marktplatz 10_4982 obernberg am inn
T +437758/4002_ F DW 19_E office@notar-obernberg.at
DVR 4016293

MH./MR.
AZ.290/2016

KAUFVERTRAG

abgeschlossen zwischen:

A)  Herrn Karl ZAHRER, geb. 25.07.1954, SVNR 1294, 4974 Ort im Innkreis 60,
- im Folgenden kurz "verkaufende Partei" genannt - einerseits und

B) der Gemeinde Ort im Innkreis, 4974 Ort im Innkreis 81,
- im Folgenden kurz "kaufende Partei" genannt - andererseits

wie folgt:

Erstens: Die verkaufende Partei verkauft und tibergibt an die kaufende Partei und diese kauft und
Ubernimmt von Ersterer aus dem Gutsbestand der ihr alleingehérigen Liegenschaft EZ 171 KG 46025
Ort im Innkreis das Grundstiick 589/5 mit 2.635 m? mit dem darauf befindlichen Stadl - im Folgenden
kurz "Vertragsobjekt" genannt - samt rechtlichem und tatsachlichem Zugehdr und mit allen damit
verbundenen Rechten, Vorteilen und Pflichten, so wie die verkaufende Partei das Vertragsobjekt
bisher besessen und beniitzt hat bzw. zu besitzen und zu beniitzen berechtigt war.

Bewegliches Inventar ist nicht mitverkauft.



Zweitens: Als angemessener Kaufpreis wird der Pauschalbetrag in Hohe von ....€ 151.500,--
(hunderteinundfiinfzigtausendfunfhundert Euro) vereinbart.

Im Kaufpreis ist keine Umsatzsteuer enthalten. VVon einer Option zur Geltendmachung der
Umsatzsteuer wird seitens der verkaufenden Partei nicht Gebrauch gemacht.

Die kaufende Partei verpflichtet sich, den Kaufpreis binnen drei Wochen nach allseitiger

Vertragsunterfertigung vollkommen abzugsfrei an die verkaufende Partei zu Handen des

Schriftenverfassers treuhandig auf ein von diesem bekanntzugebendes Anderkonto zu tiberweisen, mit

dem fiir beide Vertragsteile unwiderruflichen Auftrag,

1. die Lastenfreistellung des Vertragsobjektes durchzuftihren,

2. die Immobilienertragsteuer gem & 30b EStG abzufiihren und

3. den sich ergebenden Kaufpreisrestbetrag nach Abzug der Lastenfreistellungs- und
Geldgebarungskosten sowie der Kosten im Zusammenhang mit der Immobilienertragssteuer,
wozu der Schriftenverfasser hiemit ausdricklich ermachtigt ist, nach Sicherstellung der
vertragskonformen Grundbuchsdurchfiihrung an die verkaufende Partei zur Auszahlung zu
bringen.

Bei Einhaltung dieser Zahlungsfrist wird seitens der verkaufenden Partei auf eine zwischenzeitige
Verzinsung, Wertsicherung und Sicherstellung des Kaufpreises ausdriicklich verzichtet.

Im Falle des Zahlungsverzuges sind 4 % Verzugszinsen p.a. zu entrichten.

Auf dem Anderkonto in der Zwischenzeit abreifende Zinsen gebdiihren fiir den Fall des
Zustandekommens dieses Vertrages der verkaufenden Partei, ansonsten der kaufenden Partei.

Im Zusammenhang mit dieser Treuhandschaft wird von den Vertragsparteien mit dem
Schriftenverfasser eine eigene Treuhandvereinbarung abgeschlossen.

Drittens: Die verkaufende Partei behélt sich hiemit ausdriicklich das Recht vor, von diesem Vertrag
dann zuriickzutreten, wenn die kaufende Partei ihren Verpflichtungen zur ordnungsgeméfRen
Bezahlung des Kaufpreises und/oder Grundwerbsteuer nicht innerhalb der vertraglich vereinbarten
Frist nachkommt. Der Riucktritt ist durch Einschreibebrief an die andere Partei und an den
Schriftenverfasser zu erkléren und setzt den ungenutzten Ablauf einer mit eingeschriebener Mahnung
zu setzenden, mindestens 14-tagigen Nachfrist, voraus. Die Postaufgabe des Rcktrittschreibens
innerhalb offener Frist ist fristwahrend.

Viertens: Die Ubergabe und Ubernahme des Vertragsobjektes in den tatsachlichen Besitz und Genuss
der kaufenden Partei samt damit verbundenen Nutzen und Lasten erfolgt mit dem Tag der
ordnungsgemalien Kaufpreisberichtigung und hat die kaufende Partei ab dem folgenden Monatsersten
Steuern und Abgaben aller Art zu tragen.



Finftens: Die verkaufende Partei haftet

1. dafur, dass das Vertragsobjekt vollkommen geldlasten- und bestandfrei in das Eigentum der
kaufenden Partei (ibergeht;

2. dafir, dass keinerlei Steuern, Abgaben oder sonstige Verbindlichkeiten (wie z.B. Schulden,
Mietzins- oder Mietkautionsriickforderungen etc.) offen oder rickstdndig sind, fir die die
kaufende Partei zu einer Haftung herangezogen werden kdnnte;

3. dafiir, dass keinerlei verwaltungsbehordliche (wie z.B. baupolizeiliche) Auflagen bestehen und
keinerlei Verwaltungs- und Gerichtsverfahren hinsichtlich der Vertragsliegenschaft anhangig
sind;

4. weder fur ein bestimmtes FlachenausmalR noch fiir eine bestimmte Beschaffenheit oder
Eigenschaft des Vertragsobjektes und (bernehmen auch keinerlei Haftung, dass eine weitere
Bebauung des Vertragsobjektes oder eine Anderung der bisherigen Grundstiicksniitzung zuléssig
ist.

Fir die Freiheit von Altlasten und Kontaminierungen wird von der verkaufenden Partei nur insoweit
gehaftet, als diese verbindlich und ausdriicklich erklart, dass ihr nicht bekannt ist, dass auf dem
Vertragsobjekt irgendwelche Ablagerungen, Altlasten oder sonstige umweltrechtlich relevante
Umweltschaden, wie z.B. Boden- oder Gewasserverunreinigungen oder sonstige Kontaminierungen
vorliegen und sie auch keine Kenntnis von Indizien einer Bodenkontaminierung oder von einer
altlastenverdéchtigen Vornutzung hat.

Sechstens: Die Vertragsparteien erklaren ausdriicklich, dass der wahre Wert des Vertragsobjektes
beiderseits bekannt ist und wird Leistung und Gegenleistung nach den gegebenen Verhaltnissen
ausdricklich als angemessen anerkannt. Zwischen den Parteien herrscht daher Einigkeit dartiber, dass
das Rechtsmittel des § 934 ABGB (Anfechtung wegen Verletzung tiber oder unter die Héalfte des
wahren Wertes) nicht Anwendung zu finden hat.

Dariiber hinaus verzichten die Vertragsparteien auf eine Anfechtung dieses Vertrages wegen Irrtums.

Siebtens: Der kaufenden Partei wurde ein dem EAVG entsprechender Energieausweis des
Vertragsobjektes ausgehandigt.

Achtens: Die Vertragsparteien werden vom Schriftenverfasser iiber die Bestimmungen der §8 69 ff.
des Versicherungsvertragsgesetzes belehrt, insbesondere beziiglich der Mdglichkeit der Aufkiindigung
der bestehenden Elementarversicherung durch die kaufende Partei innerhalb einer 30-t4gigen Frist ab
erfolgter Verbiicherung ihres Eigentumsrechtes sowie der Verpflichtung, die VerduRerung dem
Versicherer unverziiglich anzuzeigen.

Im Falle der Kiindigung der Versicherung hat die gesetzliche Regelung zu gelten und ist die
verkaufende Partei in Kenntnis dariiber, dass eine allfallige Dauerrabattriickvergiitung seitens des
bisherigen Versicherungsunternehmens von ihr zu begleichen wére. Wird die seitens der verkaufenden
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Partei im Falle der Kiindigung bereits getdtigte Prédmienzahlung durch das neue
Versicherungsunternehmen verrechnet, so hat die kaufende Partei der verkaufenden Partei die von
dieser geleistete Prdmienanzahlung aliquot zu vergiten.

Neuntens: Die kaufende Partei erklart im Sinne des 8 16 Abs. 1 Z. 3 des O6. Grundverkehrsgesetzes
1994, in der Fassung der Oberdsterreichischen Grundverkehrsgesetz-Novelle 2002, dass der diesem
Vertrag zugrundeliegende Rechtserwerb nach diesem Landesgesetz genehmigungsfrei zul&ssig ist.
Den Vertragsparteien sind im vollen Umfang die Strafbestimmungen des § 35 dieses Gesetzes sowie
allféallige zivilrechtliche Folgen einer unrichtigen Erklarung (Nichtigkeit des Rechtsgeschaftes,
Riickabwicklung) bekannt.

Die kaufende Partei ist einem 6sterreichischen Staatsbiirger gleichgestellt.

Zehntens: Der Schriftenverfasser wird von den Vertragsparteien mit der Selbstberechnung der
Grunderwerbsteuer beauftragt. Die kaufende Partei verpflichtet sich, die errechnete
Grunderwerbsteuer binnen vierzehn Tagen nach Vorschreibung durch den Schriftenverfasser auf das
entsprechende Anderkonto bei der Notartreuhandbank zur Uberweisung zu bringen, sodass die
fristgerechte Weiteriiberweisung an das Finanzamt und die grundbuicherliche Eintragung durch
Bestdtigung seitens des Schriftenverfassers gewéhrleistet ist.

Fur den Fall, dass der vom Schriftenverfasser vorgeschriebene Betrag nicht fristgerecht einlangen
sollte, wird der Schriftenverfasser von den Vertragsparteien von der Selbstberechnung der
Grunderwerbsteuer entbunden und wird der gegenstandliche Vertrag sodann vom Schriftenverfasser
beim Finanzamt fir Gebuhren, Verkehrsteuern und Gliicksspiel zur Anzeige gebracht. In diesem Fall
ist die kaufende Partei verpflichtet, die Grunderwerbsteuer nach der Vorschreibung des Finanzamtes
fristgerecht zur Einzahlung zu bringen und die verkaufende Partei diesbeziiglich schad- und klaglos zu
halten.

Elftens: Infolge der Selbstberechnung der Grunderwerbsteuer hat der Schriftenverfasser gesetzlich

zwingend auch die Immobilienertragsteuer gemaf 88 30 ff EStG selbstzuberechnen.

Hiezu erklart die verkaufende Partei, dass

1. das Kaufobjekt kein (auch nur teilweises) Betriebsvermogen darstellt;

2. das Kaufobjekt zum 31.03.2012 nicht steuerverfangen war und sie nicht zur Regelbesteuerung
optiert;

3. die Umwidmung des Vertragsobjektes von Griin- auf Bauland vor dem 01.01.1988 erfolgte.

Der Schriftenverfasser tibernimmt keine Haftung fir die Richtigkeit der von ihm durchgefiihrten

Selbstberechnung der Grunderwerbsteuer und Immobilienertragsteuer, wohl aber fur die Weiterleitung

dieser Betrage an die zustandigen Finanzamter.



Zwolftens: Die mit der Errichtung und grundbiicherlichen Durchfiihrung dieses Vertrages
verbundenen Kosten und Gebuhren tragt ungeachtet der ungeteilten Haftung aller VVertragsparteien
hiefur die kaufende Partei, tiber deren Auftrag dieser Vertrag errichtet wurde.

Die Kosten einer eventuellen rechtsfreundlichen Vertretung sind von jenem Vertragsteil zu tragen,
welcher diese in Anspruch genommen hat.

Dreizehntens: Die Vertragsparteien beauftragen und bevollméachtigen den Schriftenverfasser, alle zur
Abwicklung, Vergebiihrung und grundbiicherlichen Durchfiihrung dieses Vertrages notwendigen
Rechtshandlungen zu setzen, Erklarungen abzugeben und Antrage vor Behdrden und Gerichten zu
stellen.

Sie erteilen ihm insbesondere VVollmacht, Beschliisse und Bescheide von Gerichten und Behdrden in
Empfang zu nehmen.

Vierzehntens: Die Vertragsparteien erteilen ihre ausdriickliche Einwilligung zur Ermittlung,
Verarbeitung, Verwendung und Uberlassung samtlicher personenbezogenen und sonstigen, mit diesem
Rechtsgeschaft zusammenh&ngenden Daten in elektronischer Form, insbesondere auch zum Zweck
deren Ubermittlung an Gerichte und/oder Behorden im Wege des elektronischen Rechts-, Urkunden-
und Verwaltungsverkehrs.

Finfzehntens: Die Vertragsparteien erteilen ihre ausdriickliche Einwilligung zur VVornahme
nachstehender Grundbuchseintragungen:

In EZ 171 KG 46025 Ort im Innkreis:

die Abschreibung des Grundstlickes 589/5, Eréffnung einer neuen Einlage und hierauf die
Einverleibung des Eigentumsrechtes fiir die Gemeinde Ort im Innkreis zur Génze.

Sechzehntens: Es besteht Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien, dass der Urkundenverfasser
die Durchfuhrung dieses Rechtsgeschaftes besorgt; ein Auftragswiderruf kann nur durch alle
Vertragsparteien erfolgen.

Siebzehntens: Das Original dieses Vertrages ist flr die kaufende Partei bestimmt, wahrend die
verkaufende Partei eine einfache Kopie erhélt.

Achtzehntens: Dieser Kaufvertrag wurde vom Gemeinderat der Gemeinde Ort im Innkreis in der

Sitzung vom ** ** 20** pbeschlossen und genehmigt. Eine aufsichtsbehérdliche Genehmigung ist
nicht erforderlich.

Obernberg am Inn, am **.0*.2020






Bodenproben:

RISK

Bodenprofilaufnahme und Bodenuntersuchung
auf der Parzelle 589/5
Ort im Innkreis, Bez. Ried LInnkreis

Datum: 09.06.2020
Antrag-Nr. 1352-1
Ausfertigung: 1 von 2

Auftraggeber:

Kar| Zahrer

Ort 60

4974 Ort im Innkreis

GEO RISK

Environmental Services GmbH
Hauptstrafte 11

A-4981 Reichersberg

Telefon +43 (0)7758 { 400 76
Telefax +43 (0)7758 / 400 76

infof@georisk. at

http:/ffwaww. georisk.at!



Bodenprofilaufnabme und Bedenuntersuchung
auf Parzelle 589/5, Ort i. Innkreis R I S K

1 Aufgabenstellung

Herr Karl Zahrer, Ort 60, 4974 Ort . Innkreis, beaufiragte die GEO RISK Environmental Services
GmbH, Reichersberg, am 15.05.2020 mit der Aufnahme von Bodenprofilen und Bodenanalytik
auf dem Grundsticken 589/5 Ort i. Innkreis, Bezirk Ried i. Innkreis.

Das Grundstiick solle nach den Untersuchungen an die Gemeinde Ort im Innkreis verkauft wer-
den. Aufgabe der Fa. GEO RISK war, den Boden geologisch aufzunehmen und Bodenproben
zu entnehmen und zu analysieren, um mogliche Kontaminationen auszuschliefen. Auf Grund
der Nutzung des Grundstiickes als Lagerplatz und Abstellplatz fir Baufahrzeuge wurde die Ana-
lytik entsprechend auf den Parameter Kohlenwasserstoffe (KW-index) feslgelegt. Kohlenwasser-
stoffe kénnen z. B. liber ausgelaufene Belriebssloffe (Diesel) den Untergrund kontaminieren,

2 Tatigkeitsbericht

Das Grundstlck 588/5 ist weitgehend eben und zur Génze versiegelt. An der nordostlichen
Grundstiicksseile befindet sich eine Lagerhalle (ehem. Bauernhofege bdude). Die allgemeine Ge-
landehohe liegt bei ca. 360 m 0. A.

Zur Klarung der Bodenverhaltnisse und Aufnahme des Bodenprofils wurden am 25.05.2020 auf
dem Grundstick 589/5, iber die Flache verteilt, insgesamt 2 Baggerschiirfe durchgefiihrt. Die
Ansalzpunkle der Schirfe wurden von den Vertretern der Gemeinde (Blirgermeister, Amtsleiter)
festgelegt. Die Schirfe wurden mittels bauseitig beigestellten Bagger, bis in gine Tiefe von ca.
1,3 m abgeteuft.

Aus den Schirfen wurden je 2 Untergrundproben entnommen und jeweils auf den Parameter
KW-Index analysiert.

Durch den Projekilefter wurden die Schiirfe geclogisch aufgenommen und folografiert (siehe An-
lage 1.3 und Anlage 1.4).

Eine geodalische Vermessung erfolgte nicht, so dass alle Angaben auf Gelandeoberkante Be-
zogen sind.

3 Beschreibung des Untergrundes

Die Schichtfolge zeigt Uber die gesamte Flache verteilt, eine zwischen 0,0 m bis maximal 0,6 m
mitteldichie sandige Kiese,

Daruniler folgen steife schwach sandige Schiuffe (LoRlehm), welche den natlrlich gewachsenen
Boden darstellen,

Laut der geologischen Karte des Landes Oberdsterreichs und (ber Aufschlussbohrungen in der
ndheren Umgebung (DORIS) |8sst sich die Machtigkeit des Loklehms bis ca. 4 m Tiefe ansetzen.
Darunter folgen Grobkiese bis ca. 5 m und als weitere Schichten folgen Tonmergel des Braun-
auer Schlier.



4 Analysenergebnisse

Die aus den beiden Schiirfen entnommenen Untergrundproben wurden auf den Parameter KW-
Index untersucht. Die Analytik der 4 Proben ergab Konzentrationen von 13 mg/kg bis zu 78
mg/kg. Es wurde in keiner Probe der Priifwert von 100 mg/kg iiberschritten. Eine deutliche Ab-
nahme der Konzentrationen in den verschiedenen Tiefenstufen ist deutlich zu erkennen.

Die genauen Konzentrationan sind dem Priifbericht des Labors in Anlage 1.5 zu entnehmen.

5 Zusammenfassende Bewertung

Uber, die am Grundstiick 589/5, am 25.05.20 durchgefiihrten Baggerschiife zur Erkundung des
Untergrundaufbaus, konnten gleichméalige Untergrundverhaltnisse aufgeschlossen werden.

Die Bodenprofilaufnahme ergab ilber die Fléche verteilt eine sandige Kiesauflage mit einer
Méchtigkeit bis zu 0,6 m und darunter folgenden Lofllehmen.

Die entnommenen und analysierten Untergrundproben ergaben geringe Konzentrationen an KW,
Es wurden keine Priifwerte gem. ONORM S 2088-1 Giberschritten.

Das liber die 2 Baggerschiirfe untersuchte Grundstick 589/5 kann als nicht kontaminiert ein-
gestuft werden.,

Nt /ﬁ%{ B

Dipl.-Geol. Th. Martin DI Ulrich Ueberschar
Geschaftsiihrer Frojekileiter

Makslab 1750 Lagaplan dar Schure Anlage 1.1 Mibeipunkl rechls 7593 hoth 353883
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* gekennzeichnet

Die in dhesem Dokument berchielen Parameter sind gemdl ISOVIEC 17025: 2005 akkredtien, Ausschiieliich moh akkrediiens Paramelen®rgebnisse snd mil dem Symbol ™ *

AGROLAB Austria GmbH \L.'
<= AGROLAB °°°"F

Trappenhof Mord 3, 4714 Meggenhofen, Austria

eMail: officei@agrolab_at www.agrula'b.at

il
Tel.: +43 (0)7247721000-0, Fax: +43 (0j7247/21000-50

Your labs. Your

AGROLAB Austria Trappenhof Mord 3, 4714 Meggenhofen

GEO RISK Environmental Services GmbH
Reichersberg 91

4981 Reiche

rasberg

Datum
Kundennr.

PRUFBERICHT 448255 - 246348

Auftrag
Analysennr.
Probeneingang
Probenahme
Probenehmer

Kunden-Probenbezeichnung

Rickstellprobe

Feststoffbefund bezogen auf
angewandte Methodik
Art der Probenahme

Abfall-Materialart

Maximale Komgréke/Stuckigkeit
Gralke der Laborprobe
Auffalligkt. Probenanlieferung
Probenahmeprotokoll

Protokoll Probenaufbereitung

448255 Projekt-Nr.: 1352 Zahrer, Ort im Innkreis
246348

25.05.2020

25.05.2020

Auftraggeber

51 0,1-0.6m

Ja

Gesamtfraktion

gem. Agrolab Prifmethoden

keine Angabe

Boden

>10 mm

ca. 5 kg

Keine

Hein

Dokumentation der Probenaufbereitung analog EN
124574 siehe Anlage zu Prifbericht.

service,

28.05.2020
10085608

15002 und EN

Einheit Emebnis Machweisgr Best-Gr.  Grenzwert Methode
Feststoff
Trockensubstanz % ® 96,1 0.03 0.1 EM 14345 : 2008-12
K.ohlenwasserstoffe C10-C40 (GC) mg'kg 78 3 10 EN 14038 : 2004-09

Die parameterspeziischen Messunsicherheifen sowie Informationen zum Berechnungsverfahren sind auf Anfrage verfiighar, sofemn die
benchisfen Ergebnizse oberhalb der parameterspeziischen Bestimmungsgrenze legen.

Die Analysenwerfe der Feststoffparameter beziehen sich auf die Trockensubsfanz, bei den mif * gekennzeichneten Parametemn auf die

Owiginalsubsfanz.

Beginn der Prifungen: 25.05.2020

Emde der Priifumgen:

28.05.2020

Die Ergebnisse beziehen sich ausschifellich suf die gepnifien Gegenstd@nde. In Fallen, wo das Prifabor nichf fiir die Probenahme werantwortich
war, gelften die benchieten Ergebnisse fiir die Proben wie erhalten. Die auszugsweise Venvielfaibgung des Benichis ohne unsere schiifiliche
Genshmigung ist nicht zuwlassig.

T, ‘.-:(:I-.

Y Sl
A Y
(7N

|

AGROLAB Austria Herr Dobner, Tel. 07247/21000-27
Zeichnungsberechtigter Sachbearbeiter

Seite 1 von 1
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? PRUFBERICHT 448255 - 246349

3‘ Auftrag 448255 Projekt-Nr.: 1352 Zahrer, Ort im Innkreis
% Analysennr. 245349
¥ probeneingang 25.05.2020
% Probenahme 25.05.2020
* Probenshmer Auftraggeber
¥ Kunden-Probenbezeichnung 51 0,6-1,3m
2 Rickstellprobe Ja
% Feststoffbefund bezogen auf Gezamtfraktion
§ angewandte Methodik gem. Agrolab Prifmethoden
Art der Probenahme keine Angabe
Abfall-/Materialart Boden
Maximale KomgréRe/Stickigkeit <10 mm
Grolke der Laborprobe ca. 5 kg
Auffalligkt. Probenanlieferung Keine
Probenahmeprotokoll Nein
Protokoll Probenaufbereitung Dokumentation der Probenaufbereitung analog EN 15002 und EN
12457 -4 siehe Anlage zu Prifbericht.
Emnheit Emebnis Nachweisgr Best-Gr.  Grenzwert Methode
Feststoff
Trockensubstanz % = 77,0 D003 0.1 EN 14346 : 2006-12
Fohlenwasserstoffe C10-C40 (GC) mg'kg 23 3 10 EN 140348 : 2004-08

n Parameter sind gemal |SOVIEC 170252005 akkredtien, Ausschliefiich nic akkreditiens ParametenEr gebnigss ™ Parameder sind gemal ISOMIEC 17025:2005 akkreditien. Ausschlieliich

Die parameterspeziischen Messunsicherheifen sowie Informationen zum Berechnungsverfahren sind auf Anfrage verfiighar, sofemn die
benchiefen Ergebnizse oberhalb der parameterspeziischen Bestimmungsgrenze Degen.

Die Analysenwerfe der Feststoffparameter bezighean sich auf die Trockensubsfanz, bei den mif * gekennzeichneten Parametem auf die
Originalsubsfanz.

Beginn der Prifungen: 25.05.2020
Emde der Prifungen: 27.05.2020

Die Ergebnisse bezichen sich susschiielllich suf de geprifien Gegensi@nde. In Fallen, wo das Priffiabor nicht fir die Probenahme verantwortiich
war, geften die benchieten Ergebnisse fiir die Froben wie erhalten. Die auszugsweise Venielfabgung des Benchts ohne unsers schrifiliche
Genshmigung ist nicht zwassig.

PRUFBERICHT 448255 - 246350

Auftrag 448255 Projekt-Nr.: 1352 Zahrer, Ort im Innkreis
Analysennr. 246350
Probeneingang 25.05.2020
Probenahme 25.05.2020
Probenehmer Auftraggeber
Kunden-Probenbezeichnung 52 0,0-0,6m
Rickstellprobe Ja
Feststoffbefund bezogen auf Gesamtfraktion
angewandte Methodik gem. Agrolab Prifmethoden
Art der Probenahme keine Angabe
Abfall-Materialart Boden
Maximale KomgriBe/Sthckigkeit >0 mm
Grolke der Laborprobe ca. 5 kg
Auffalligkt. Probenanlieferung Keine
Probenahmeprotokoll Hein
Protokoll Probenaufbereitung Dokumentation der Probenaufbereitung analog EN 15002 und EN
124574 siehe Anlage zu Priifbericht.
Einheit Emgebnis Machweisgr Best-Gr. Grenzwert Methode
Feststoff
Trockensubstanz k.l = 529 0,03 0,1 EM 14348 : 2006-12
Foohlenwasserstoffe C10-C40 (GC) mg'kg 57 3 10 EM 14038 : 2004-08

Die parameterspeziischen Messunsicherheifen sowie Informationen zum Berechnungsverfahren sind auf Anfrage verflighar, sofem die
benchiefen Ergebnizse oberhalb der parameferspeziischen Bestimmungsgrenze legen.

Die Analysenwerte der Feststoffparameter bezishen sich auf die Trockensubsianz, bei den mif ® gekennzeichneten Parametem suf die
Originglsubsfanz.

Begimn der Prifungen: 25.03.2020
Emde der Priifumgen: 28.05.2020

Die Ergebinisse beziehen sich ausschiiedfich suf die geprifien Gegenstdnde. in Fallen, wo das Prifiabor nicht fifr die Probenahme verantwortiich

war, geften die benichieten Ergebnisse fir die Proben wie erhalten. Die auszugsweise Venielfaihgung des Berichts ohne unsare schrifiiche
Genmshmigung ist nicht zuwSssig.
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! PRUFBERICHT 448255 - 246351

Auftrag

Analysennr.

Probeneingang

Probenahme

Probenehmer
Kunden-Probenbezeichnung
Rickstellprobe
Feststoffbefund bezogen auf
angewandte Methodik

Art der Probenahme
AbfallMaterialart

Maximale Komgrikel!Stickigkeit
Grolle der Laborprobe
Auffalligkt. Probenanlieferung
Probenahmeprotokoll
Protokoll Probenaufbereitung

448255 Projekt-MNr.: 1352 Zahrer, Ort im Innkreis
246351

25.05.2020

25.05.2020

Auftraggeber

52 0,6-1,3m

Ja

Gesamtfraktion

gem. Agrolab Priifmethoden
keine Angabe

Boden

<10 mm

ca. 5 kg

Keine

Hein

Dokumentation der Probenaufbereitung analog EN 15002 und EN
124574 siehe Anlage zu Prifbericht.

Einheit Emebnis Nachweisgr Best-Gr.  Grenzwert Methode
Feststoff
Trockensubstanz % = B2 4| 0,03 0.1 EM 14348 : 2006-12
Fohlenwasserstoffe C10-C40 (GC) mg'kg 13 3 10 EM 14038 : 2004-08

Oniginalsubsfanz.

Beginn der Prifungen: 25032020
Emde der Priffumgen: 27.05.2020

Gemshmigung ist micht zwldssig.

= Parameter sind gemdl ISOVEC 17025 2005 akkredtien, Ausschiellich nd akkredtiens ParamelenEr gel

Beratung:

Die parameferspeziischen Messunsicherheifen sowie Informabonen zum Berechnungswerfahren sind auf Anfrage verfiighar, sofem die
benchiefen Ergebnisse oberhalb der paramelerspezifischen Bestimmungsgrenze begen.

Die Analysenwerte der Feststoffparameter bezishen sich auf die Trockensubsianz, bei den mif ® gekennzeichneten Parametem auf die

Keine besonderen Wortmeldungen.
In weiterer Folge solle aber zudem der Erwerb (Tausch, Kauf, ...) des anliegenden
Teilgrundstiickes der Pfarre Ort angestrebt werden. Mit dem Pfarrgemeinderat bzw. dem
Herrn Pfarrer sollen diesbeziiglich Gespréche aufgenommen werden.

Beschluss:

Die Ergebnisse bezishen sich susschifeiich suf die geprifien Gegenstande. in Fallen, wo das Priflabor nichf fiir die Probenahme verantewortich
war, geften die benchieten Ergebnisse fiir die Froben wie erhalten. Die auszugsweise Venielfaiigung des Benchts ohne unsere schriftliche

Uber Antrag des Vorsitzenden wird der vorliegende Kaufvertrag zum Ankauf des
Grundstlckes 589/5 durch die Gemeinde Ort per Handzeichen einstimmig beschlossen.
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2. Forderungsantrag B805357 BA08 ABA Mosersiedlung

Die Forderantrage an das BM f Landwirtschaft, Regionen und Tourismus betr des Kanalbaus
BA 08 Mosersiedlung und der Wasserversorgungsanlage BA03 Mosersiedlung — finanziert
durch die KPC liegen zur Beschlussfassung vor.
Der Fordersatz fir die Abwasserentsorgungsanlage BAO8 reduzierte sich fur die Gemeinde
Ort auf 22 % - die Summen gehen aus den vorliegenden Vertrdgen hervor und sind durch den
GMR zu beschliel3en.

FORDERUNGSVERTRAG

abgeschlossen aufgrund des Umweltférderungsgesetzes, BGBl Nr. 185/1553 idgF, zwischen der Bundesministerin
fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus als Forderungsgeber, vertreten durch die Kommunalkredit Public
Consulting GmbH, TlrkenstraBe 9, A-1090 Wien und dem Forderungsnehmer Gemeinde Ort im Innkreis, GKZ
41220, Ort 81, 4974 Ort im Innkreis.

1.2

13

14

2.2

2.3

Gegenstand des Forderungsvertrages

Gegenstand dieses Vertrages, Antragsnummer B805357, ist diz Farderung der MaBnahme:

Bezeichnung Abwasserentsorgungsanlage
BA 8 Erweiterung Mosersiedlung
Funktionsfahigkeitsfrist 30.06.2019

die auf Vorschlag der Kommission fiir die Angelegenheiten der Wasserwirtschaft von der Bundesministerin fir
Landwirtschaft, Regionen und Tourismus mit Entscheidung vom 08.05.2020 gewshrt wurde,

Grundlage fir die Forderungsentscheidung bilden die mit dem Forderungsansuchen vorgelegten Unterlagen
gemak § 8 der Forderungsrichtlinien fur die kemmunale Siedlungswasserwirtschaft 2016 (in der Folge ,FRL").
Im Falle vorsatzlicher Falschangaben bei der Antragstellung oder Abrechnung behalt sich der Férderungsgeber
vor, auch strafrechtliche Konsaquenzen einzuleiten.

Die beiliegenden Allgemeinen Vertragsbedingungen (Beilage 1) und der Zuschussplan (Beilage 2), bilden
integrierende Bastandteile dieses Vertrages. Im Fall von Unklarheiten bei der Vertragsauslegung kénnen neben
den Farderungsrichtlinien und den Technischen Richtlinien fir die Siedlungswasserwirtschaft subsididr auch die
Allgemeinen Rahmenrichtlinien fur die Gewdhrung von Forderungen aus Bundasmitteln - ARR 2014, BGBL. Il
Nr. 208/2014 idgF, zur Auslegung herangezogen werden.

Sofern der Férderungsnehmer seinerseits jemanden Dritten mit der Umsetzung der MaBnahme betraut (z.B. im
Rahmen einer Betrauung mit einer Dienstleistung von allgemeinam wirtschaftlichen Interesse), verpflichtet sich
der Férderungsnehmer sicherzustellen, dass die Betrauung und Finanzierung der MaBnahme im Einklang mit
den beihilfenrechtlichen Bestimmungen und den Bestimmungen dieses Farderungsvertrages erfolgt.

Ausmal und Auszahlung der Forderung

Fir das unter Pkt. 1 beschriebene Vorhaben betragen:

der vorldufige Férderungssatz 22,00 %
die vorl3ufigen faérderbaren Investitionskosten 150.000,00 Euro
die vorl3ufige Pauschale fiir das Leitungsinformationssystem 0,00 Euro

Die Gesamtforderung im wvorlufigen Mominale von 33.000,00 Eurc wird in Form wvon Bauphasen- und
Finanzierungszuschissen ausbezahlt.

Der Nominalbetrag der Férderung wird gemal §9 Abs. 1 FRL mit sinem Zinssatz von 0,00 % verzinst. Die
Verzinsung beginnt mit dem nachsten 1.1. oder 1.7., welcher der Kommissionsempfehlung folgt.

Im Zuge der Endabrechnung kann wvon der Kommunalkredit Public Consulting GmbH eine Erhdhung der
farderbaren Investitionskosten ohne Vorlage an die Kommission in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft um
héchstens 15 % anerkannt werden. In diesem Fall erhdht sich das Mominale entsprechend dem Férderungssatz.
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32

33

34

35

36

432

Auszahlungshedingungen

Die Auszahlung der Férderung erfolgt vorbehaltlich ihrer budgetdren Verflgbarkeit nach dem vorldufigen
Zuschussplan in Form won Bauphasen- und Finanzierungszuschissen auf das am Rechnungsnachweis
angegebene Konto.

Der erste Bauphasenzuschuss wird nach Vorlage eines Rechnungsnachweises Ober zumindest 25 % der
forderbaren Investitionskosten ausbezahlt werden. Dieser Rechnungsnachweis muss jeweils spatestens am
155 bzw. am 15.11. im Wege des Amtes der Landesregierung bei der Kommunalkredit Public Consulting
GmbH eingelangt sein. Die weiteren Bauphasenzuschisse werden dann gemak dem Zuschussplan ausbezahlt
werden.

Der erste Finanzierungszuschuss wird nach Vorlage eines Rechnungsnachweises mit gleichzeitiger
Funktionsfahigkeitsmeldung ausbezahlt werden. Dieser Rechnungsnachweis muss jeweils spdtestens am 15.5.
bzw. am 15.11. im Wege des Amtes der Landesregierung bei der Kommunalkredit Public Consulting GmbH
eingelangt sein. Die weiteren Finanzierungszuschisse werden dann automatisch gemdl dem Zuschussplan
ausbezahlt werden. Erfolgt die Anforderung des 1. Finanzierungszuschusses nichit rechtzeitig, werden 2 weitere
Bauphasenzuschisse in Héhe des letztvorangegangenen ausbezahlt werden, danach ruht die Forderung.
Etwaige Restarbeiten sind nur dann forderungsfahig, wenn sie innerhalb der Fertigstellungsfrist (= 1 Jahr nach
tatsachlicher Funktionsfahigkeit) durchgefihrt werden.

Die Endabrechnungsunteriagen sind spatestens 1 lahr nach Fertigstellung der MaBnahme (= spatestens 2 lahre
nach tatsachlicher Funktionsfdhigkeit) dem Amt der Landesregierung vorzulegen. Ein Versaumnis dieser Frist
fiihrt zu einem Ruhen der Farderung. Die Endabrechnungsunterlzagen werden nach Uberprifung durch das
Land und nach erfolgter Kellaudierung an die Kommunzlkredit Public Consulting GmbH weitergeleitet, welche
die Endabrechnung vormimmt. Aufgrund dieser Endabrechnung wird dann der endgiiltige Zuschussplan erstelit,
der bis zum Ende der Laufzeit der Forderung unverandert bleibt.

Werden Zahlungen nicht unmittelbar vom Forderungsnehmer wvorgenommen, sonderm dber ein
konzerninternes Liquiditatsmanagement (,Cash Pooling”) abgewickelt, sind zusatzlich folgende Unterlagen
vorzulegen:
* Nachweis dber die tatsachliche Bezahlung der zur Forderung beantragten Leistungen (z.B. entsprechende
Zahlungsbelege)
+ Nachweis Gber die Aktivierung der getatigten Investition in der Bilanz des Forderungsnehmers
+ Nachweis Uber den tatsachlichen Ausgleich der Belastungen durch den Forderungsnehmer bis zur Vorlage
der Endabrechnung.

Mindestgebihr/Mindestentgelt ABA: Vom Fdrderungsnehmer (bzw. bei Verbdnden von den kostentragenden
Gemeinden) ist gemak & ¥ Abs. 1 Z 13 FRL spatestens zum Zeitpunkt der Auszahlung der ersten Forderungsrate
der Machweis zu erbringen, dass eine Bendtzungsgebldhr oder ein Bendtzungsentgelt in der Hohe wvon
rumindest 2 Euro/m?® inklusive USt. wvon den angeschlossenen Einwohnern eingehoben wird. Bei
Zusammenschlissen mehrerer gebilhreneinhebender juristischer Personem wird bei MNichterreichen der
Mindesthohe die Forderung ggf. nur anteilig ausgezahlt. Dieser Nachweis ist bei Anlagen zur eigenstiandigen
Abwasserentsorgung von bis zu 250 Hausanschlussen oder bei Férderungen gem. & 4 Abs. 1 213 bis 15 FRL
nicht zu erbringen.

Schlusshestimmungen

Der Forderungsnehmer erkldrt, den gegenstandlichen Forderungsvertrag mitiels  beiliegender
Annmahmeerklarung vorbehaltlos anzunehmen.

Der Forderungsgeber erachtet sich an die Zusicherung der Férderung fir die Dauer von drei Monaten ab dem
Einlangen des Vertrages beim Forderungsnehmer gebunden.

Eommunalkredit Public Consulting

A== gt

DI Christopher Giay DI Dr. Johannes Laber

17



ANNAHMEERKLARUNG

Der Forderungsnehmer Gemeinde Ort im Innkreis, GKZ 41220, erklért die vorbehaltlose Annzhme des
Forderungsvertrages vom 08.05.2020, Antragsnummer B805357, betreffend die Gewdhrung eines Bauphasen- und
Finanzierungszuschusses fiir die Abwasserentsorgungsanlage BA 8 Erweiterung Mosersiediung.

Der Forderungsnehmer bestatigt die Aufbringung der Finanzierung gemil nachstehender Aufstellung sowie der
dafir erforderlichen Beschlussfassungen.

» Anschlussgebiihren Euro 9. 020 —

* Eigenmittel Eurg 8. Lo —
* Landesmittel Eurg

* Bundesmittel Euro _;13_:1_ Ded ) —

* Restfinanzierung Euro )L‘i ‘L .q {j o p
Forderbare Gesamtinvestitionskosten Eure A JU, o0d . -

Rechtsverbindliche Unterfertigung durch den Farderungsnehmer

| A1A o

UM i o bien m AL LA

Siegal

Beratung:
Keine Wortmeldungen.

Beschluss:

Uber Antrag des Vorsitzenden wird der vorliegende Fordervertrag zwischen der Gemeinde
Ort/Innkreis als Fordernehmer und dem BMLRT als Forderungsgeber, vertreten durch die
KPC, betr. den Kanalbau BA08 Mosersiedlung per Handzeichen einstimmig beschlossen.
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3. Forderungsantrag B805358 BA03 WVA Mosersiedlung

Die Forderantrdge an das BM f Landwirtschaft, Regionen und Tourismus betr des Kanalbaus
BA 08 Mosersiedlung und der Wasserversorgungsanlage BA03 Mosersiedlung — finanziert
durch die KPC liegen zur Beschlussfassung vor.

Der Fordersatz fir die Wasserversorgungsanlage BAO3 reduzierte sich fir die Gemeinde Ort
auf 22 % - die Summen gehen aus den vorliegenden Vertrdgen hervor und sind durch den
GMR zu beschliel3en.

FORDERUNGSVERTRAG

abgeschlossen aufgrund des Umweltférderungsgesetzes, BGBl Nr. 185/1993 idgF, zwischen der Bundesministerin
fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus als Fdrderungsgeber, vertreten durch die Kommunalkredit Public
Consulting GmbH, Tlrkenstrae 9, A-1050 Wien und dem Forderungsnehmer Gemeinde Ort im Innkreis, GKZ
41220, Ort 81, 4374 Ort im Innkreis.

1.2

13

14

2.2

Gegenstand des Forderungsvertrages

Gegenstand dieses Vertrages, Antragsnummer B805358, ist die Fdrderung der Malnahme:

Bezeichnung Wasserversorgungsanlage
BA 3 Leitungserweiterung Mosersiedlung
Funktionsfahigkeitsfrist 30.06.2019

die auf Vorschlag der Kommission fir die Angelegenheiten der Wasserwirtschaft von der Bundesministerin fir
Landwirtschaft, Regionan und Tourismus mit Entscheidung vom 08.05.2020 gewshrt wurde.

Grundlage fir die Forderungsentscheidung bilden die mit dem Fdrderungsansuchen vorgelegten Unterlagen
gemal § 8 der Férderungsrichtlinien fir die kommunale Siedlungswasserwirtschaft 2016 (in der Folge ,FRL").
Im Falle vors3tzlicher Falschangaben bei der Antragstellung oder Abrechnung behalt sich der Férderungsgeber
vor, auch strafrechtliche Konseguenzen einzuleiten.

Die beiliegenden Allgemeinen Vertragsbedingungen (Beilage 1) bilden einen integrierenden Bestandteil dieses
Vertrages. Im Fall von Unklarheiten bei der Vertragsauslegung kdnnen neben den Forderungsrichtlinien und
den Technischen Richtlinien fir die Siedlungswasserwirtschaft subsididr auch die Allgemeinen
Rahmenrichtlinien fiir die Gewahrung von Forderungen aus Bundesmitteln - ARR 2014, BGBL. Il Nr. 208/2014
idgF, zur Auslegung herangezogen werden.

Sofern der Farderungsnehmer seinerseits jemanden Dritten mit der Umsetzung der MaBnahme betraut (z.B. im
Rahmen einer Betrauung mit einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse), verpflichtet sich
der Farderungsnehmer sicherzustellen, dass die Betrauung und Finanzierung der MaRnahme im Einklang mit
den beihilfenrechtlichen Bestimmungen und den Bestimmungen dieses Forderungsvertrages erfolgt.

Ausmal und Auszahlung der Forderung

Fiir das unter Pkt. 1 beschriebene Vorhaben betragen:

der vorldufige Forderungssatz 22,00%
die vorldufigen farderbaren Investitionskosten 100.000,00 Euro
die vorldufige Pauschale fir das Leitungsinformationssystem 0,00 Euro

Die Gesamtfarderung im vorldufigen Nominale von 22.000,00 Euro wird in Form wvon Investitionszuschissen
ausbezahlt.

Im Zuge der Endabrechnung kann von der Kommunalkredit Public Consulting GmbH eine Erhdhung der
forderbaren Investitionskosten ohne Vorlage an die Kommission in Angelegenheiten der Wasserwirtschaft um
hachstens 15 % anerkannt werden. In dizsem Fall erhiéht sich das Nominale entsprechend dem Férderungssatz.
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3.2

3.3

3.4

3.5

4.2

Auszahlungsbedingungen

Die Auszahlung der Investitionszuschisse erfolgt vorbehaltlich ihrer budgetdren Verfligbarkeit in zwei Raten
nach Vorlage won Rechnungsnachweisen im Wege des Amtes der Landesregierung. Wenn ein
Rechnungsnachweis spitestens zu den Terminen 15.2., 15.5., 15.8. bzw. 15.11. bei der Kommunalkredit Public
Consulting GmbH eingegangen ist, erfolgt die Auszahlung zum jeweiligen Quartalsende.

Der erste Investitionszuschuss wird unter Einbehaltung sines Deckungsricklasses von 10 % nach Vorlage eines
Rechnungsnachweises mit gleichzeitiger Funktionsfahigkeitsmeldung ausbezahlt werden. Etwaige Restarbeiten
sind nur dann forderungsfihig, wenn sie innerhalb der Fertigstellungsfrist (= 1 Jahr nach tatsdchlicher
Funktionsfahigkeit) durchgefiihrt werden.

Die Endabrechnungsunterlagen sind spatestens 1 Jahr nach Fertigstellung der MaRnahme (= sp3testens 2 Jahre
nach tatsdchlicher Funktionsfahigkeit) dem Amt der Landesregierung vorzulegen. Nach Uberpriifung dieser
Unterlagen und Durchfihrung der Kollaudierung durch das Amt der Landesregierung werden sie an die
Kommunalkredit Public Consulting GmbH weitergeleitet, die die Endabrechnung vornimmt. Aufgrund dieser
Endabrechnung wird der zweite Investitionszuschuss inklusive dem einbehaltenen Deckungsricklass ausbezahlt
werden.

Werden Zahlungen nicht unmittelbar vom Férderungsnehmer vorgenommen, sondern Ober ein
konzerninternes Liguiditdtsmanagement (,Cash Pooling”) abgewickelt, sind zusatzlich folgande Unterlagen
vorzulegen:
* Nachweis ber die tatsdchliche Bezahlung der zur Forderung beantragten Leistungen (z.B. entsprechende
Zahlungsbelege)
* Nachweis Ober die Aktivierung der getatigten Investition in der Bilanz des Férderungsnehmers
* Nachweis Giber den tatsdchlichen Ausgleich der Belastungen durch den Fdrderungsnehmer bis zur Vorlage
der Endabrechnung.

Mindestgebihr/Mindestentgelt WVA: Vom Forderungsnehmer (bzw. bei Verbanden von den kostentragenden
Gemeinden) ist gemak § 7 Abs. 1 Z 13 FRL fir die Kommunale Siedlungswasserwirtschaft 2016 spatestens zum
Zeitpunkt der Auszahlung der ersten Forderungsrate der Nachweis zu erbringen, dass eine Benitzungsgebihr
oder ein Benitzungsentgelt in der Hihe von zumindest 1 Euro/m? inklusive USt. von den angeschlossenen
Einwohnern eingehoben wird. Bei Zusammenschlissen mehrerer gebiihreneinhebender juristischer Personen
wird bei Nichterreichen der Mindesthéhe die Forderung ggf. nur anteilig ausgezahlt. Dieser Nachweis ist bei
Anlagen zur eigenstindigen Trinkwasserversorgung von bis zu 250 HausanschlUssen oder bei Forderungen gam.
§ 4 Abs. 17 13 bis 15 FRL nicht zu erbringen.

Schlussbestimmungen

Der Farderungsnehmer erkldrt, den gegenstindlichen Fdrderungsvertrag mittels beiliegender
Annahmeerkldrung vorbehaltlos anzunehmen.

Der Forderungsgeber erachtet sich an die Zusicherung der Férderung fir die Dauer von drei Monaten ab dem
Einlangen des Vertrages beim Fdrderungsnehmer gebunden.

Kommunalkredit Public Consulting

Ar s phte,

DI Christopher Giay DI Dr. Johannes Laber
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ANNAHMEERKLARUNG

Der Férderungsnehmer Gemeinde Ort im Innkreis, GKZ 41220, erklart die vorbehaltlose Annahme des
Forderungsvertrages vom  08,05.2020, Antragsnummer B805358, betreffend  die Gewdhrung  eines
Investitionszuschusses fiir die Wasserversorgungsanlage BA 3 Leitungserweiterung Mosersiedlung.

Der Férderungsnehmer bestatigt die Aufbringung der Finanzierung gemal nachstehender Aufstellung sowie der
dafiir erforderlichen Beschlussfassungen.

= Anschlussgebiihren Euro gﬂ_ ls ¥ o P
= Eigenmittel Euro AL L?LPJ/ =

= Landesmittel Euro '

= Bundesmittel Euro TN

» Restfinanzierung Euro ’;J“‘ g;{ ﬁ:/ -
Forderbare Gesamtinvestitionskosten ‘ Euro A Ao @ O

Rechtsverbindliche Unterfertigung durch den Forderungsnehmer

(_QM( A Jinn b am Z22.(. 2ol

Siegel

Beratung:
Keine Wortmeldungen.

Beschluss:

Uber Antrag des Vorsitzenden wird der vorliegende Férdervertrag zwischen der Gemeinde
Ort/Innkreis als Férdernehmer und dem BMLRT als Forderungsgeber, vertreten durch die
KPC, betr. den Bau der Wasserversorgungsanlage BA03 Mosersiedlung per Handzeichen
einstimmig beschlossen.
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4. KG Tarifordnung

Weiters ist auch die Tarifordnung fiir das Kindergartenjahr 2020/21 zu beschliel3en. Sollten
keine weiteren Vorgaben durch die Abt. Bildung bzw. die IKD gemacht werden, sind keine
Veranderungen finanzieller Hinsicht fur die Eltern geplant. Die Tarifordnung sieht wie folgt
aus:

Tarifordnung fur die Kinderbildungs- und —betreuungseinrichtung

Der

(1)

)

®)

(4)

@)

)

Gemeindekindergarten Ort im Innkreis
Praambel

Besuch einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist fur Kinder

vor dem vollendeten 30. Lebensmonat,

nach dem vollendeten 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt fir die Betreuung ab 13.00 Uhr
(Nachmittagstarif),

ab dem Schuleintritt,

die Uber keinen Hauptwohnsitz in Oberdsterreich verfligen,

beitragspflichtig.

§1
Bewertung des Einkommens

Der von den Eltern fiir Leistungen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zu erbringende
Kostenbeitrag bemisst sich nach der Hohe des Familieneinkommens pro Monat. Das
Familieneinkommen setzt sich aus allen Einklnften der im selben Haushalt mit dem betreffenden
Kind lebenden Eltern im Sinn des § 2 Abs. 1 Z. 9 O6. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz und
deren Ehegattinnen und Ehegatten, Lebensgefahrtinnen und Lebensgefahrten oder
eingetragenen Partnerinnen und Partnern und allfalligen Einkinften des Kindes (z.B.
Waisenrente) zusammen.

Fir die Berechnungen des Bruttoeinkommens gemaf § 2 Abs. 3 O0. Elternbeitragsverordnung
2018 sind die Einkinfte eines Jahres (z. B. bei Einkiinften aus nichtselbstandiger Arbeit durch
einen Jahreslohnzettel) nachzuweisen.

Die gemal § 2 der zitierten Verordnung ermittelte Berechnungsgrundlage bildet die Grundlage fur
die Berechnung des Elternbeitrages fur das jeweilige Arbeitsjahr.

Weisen die Eltern ihr Familieneinkommen nicht bis zum 1. August des laufenden Jahres nach, ist
der Hochstbeitrag zu leisten.

§2
Elternbeitrag

Eltern oder Erziehungsberechtigte haben einen monatlichen Kostenbeitrag (Elternbeitrag) fur ihr

Kind

- vor dem vollendeten 30. Lebensmonat bzw.

- ab dem Schuleintritt bzw.

- nach dem vollendeten 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt fir die Betreuung ab 13.00 Uhr
(Nachmittagstarif),

- *das Uber keinen Hauptwohnsitz in Oberfsterreich verfugt,

zu leisten.

Mit dem Elternbeitrag sind alle Leistungen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung abge-

deckt, ausgenommen

- eine allenfalls verabreichte Verpflegung,

- ein moglicher Kostenbeitrag fur die Begleitperson beim Transport zur bzw. von der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung und
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- angemessene Materialbeitrage (Werkbeitrage) oder Veranstaltungsbeitrage gemaR § 13
06. Elternbeitragsverordnung 2018

(3) Fur den verpflichtenden Kindergartenbesuch im AusmafR von 20 Stunden gemaR § 3a Abs. 1 und
4 06. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz wird kein Elternbeitrag eingehoben.

(4) Der Elternbeitrag wird fur 11 geo6ffnete Monate berechnet und versteht sich inklusive
Umsatzsteuer.

(5) Der Elternbeitrag wird mittels Bankeinzug 11 mal pro Jahr eingehoben.

(6) Ist ein Kind mehr als 2 Wochen pro Monat durchgehend wegen Erkrankung am Besuch der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung verhindert, so wird der Elternbeitrag fir diesen Monat
zur Halfte erméRigt nachgesehen.

§3
Mindestbeitrag

(1) Der monatliche Mindestbeitrag betragt:
1. fir Kinder unter drei Jahren 50 Euro,
2. for Kinder Uber drei Jahren 43 Euro und
3. fur den Nachmittagstarif 43 Euro, der sich bei Inanspruchnahme des Drei-Tages-Tarifs auf
70 % und bei Inanspruchnahme des Zwei-Tages-Tarifs auf 50 % des Mindestbeitrags
reduziert.

(2) Auf Antrag kann der Mindestbeitrag gemaR Abs. 1 Z 1 und 2 aus besonders bertcksichtigungs-
wirdigen sozialen Umstanden und der Mindestbeitrag gemall Abs. 1 Z 3 aus besonders
bericksichtigungswiirdigen sozialen Umstanden sowie unter Bedachtnahme auf die
Offnungszeiten nach 13.00 Uhr ermaRigt oder zur Ganze nachgesehen werden. Dabei ist auf die
Vermdgens-, Einkommens- und Familienverhaltnisse der Eltern Bedacht zu nehmen.

§4
Hochstbeitrag

(1) Der monatliche Hochstbeitrag, der maximal kostendeckend sein darf, betréagt
1. fur Kinder Uber drei Jahren fur die Betreuungszeit von maximal 25 Wochenstunden 113,-
Euro, fUr darliber hinausgehende Inanspruchnahme 150,- Euro.
2. fur Kinder nach dem vollendeten 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt fir die Betreuung ab
13.00 Uhr (Nachmittagstarif) 112 Euro.

§5
Geschwisterabschlag

Besuchen mehrere Kinder einer Familie beitragspflichtig eine Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung, ist fir das zweite Kind ein Abschlag von 50 % und fir jedes weitere Kind in
einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ein Abschlag von 70 % festgesetzt.

8§86
Berechnung des Elternbeitrages fur Kinder Gber 3 Jahren bis zum Schuleintritt

(1) Der monatliche Elternbeitrag fir die Inanspruchnahme der Kinderbildungs- und —betreuungsein-
richtung betragt von der Berechnungsgrundlage fir Kinder uber 3 Jahren, die keinen
Hauptwohnsitz in Oberdsterreich haben
1. 3 % fir die Betreuungszeit von maximal 30 Wochenstunden, oder
2. 4 % fur dariber hinausgehende Inanspruchnahme,

(2) Der monatliche Elternbeitrag betragt fur Kinder tiber 3 Jahren bis zum Schuleintritt 3 % von der
Berechnungsgrundlage fiir die Betreuung ab 13.00 Uhr (Nachmittagstarif).

(3) Fur den Nachmittagsbesuch der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung an weniger als finf
Tagen wird ein Tarif
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- fur zwei Tage festgesetzt, der 50 % vom Finf-Tages-Tarif betragt.

§7
Angemessener Kostenbeitrag bei nicht regelméaRigem Besuch

(1) Erfolgt ein beitragsfreier Besuch der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung geman § 3 Abs.
3a 00. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz ohne Rechtfertigungsgrund nicht regelmafig
entsprechend der Anmeldung, wird ein Kostenbeitrag einschlie3lich eines allfélligen Nachmittags-
tarifs in der Héhe von 115,- Euro eingehoben.

(2) Der Besuch einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist jedenfalls dann nicht regel-
maRig, wenn die vereinbarte monatliche Besuchszeit um mehr als 20 % unterschritten wird. Ein
Rechtfertigungsgrund fir eine Unterschreitung der monatlichen Besuchszeit liegt jedenfalls vor bei
1. Erkrankung des Kindes oder der Eltern,

2. aullergewdhnlichen Ereignissen (z.B. Naturkatastrophen, Todesfall in der Familie) oder
3. urlaubsbedingter Abwesenheit von héchstens funf Wochen pro Arbeitsjahr

(3) Die Eltern haben die Leitung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung von jeder
Verhinderung unverziglich zu benachrichtigen.

(4) Fur den verpflichtenden Kindergartenbesuch gemaf § 3a 00. Kinderbildungs- und —betreuungs-
gesetz darf kein Kostenbeitrag eingehoben werden.

§8
Materialbeitrage (Werkbeitrage) und Veranstaltungsbeitrage

(1) Fur Werkarbeiten werden Materialbeitrage (Werkbeitrage) in der Hoéhe von 90,- Euro pro
Arbeitsjahr zweimal jahrlich zur Halfte am 15. April und 15. Oktober des Arbeitsjahres eingehoben.

(2) Der Nachweis Uber die widmungsgemafe Verwendung der Materialbeitrage (Werkbeitradge) kann
in der 1. Woche im April in der Zeit von 8:00 bis 12:00 Uhr von den Eltern im Gemeindeamt
eingesehen werden.

§9
Indexanpassung

Der Mindestbeitrag nach § 3, der Hochstbeitrag gemaR § 4 und der Materialbeitrag gemaf § 10 sind
indexgesichert. Die Indexanpassung gemafd § 7 O0. Elternbeitragsverordnung 2018 erfolgt jeweils zu
Beginn des neuen Arbeitsjahres, erstmals zu Beginn des Arbeitsjahres 2019/2020.

§10
Sonstige Beitrage

(1) Far die Begleitpersonen beim Kindergartentransport wird ein monatlicher Kostenbeitrag in Hohe
von 15,- Euro vorgeschrieben.

8§11
Inkrafttreten

Diese Tarifordnung tritt mit 01.09.2020 in Kraft.

Beratung:
Keine Wortmeldungen.

Beschluss:
Uber Antrag des Vorsitzenden wird die Tarifordnung des Kindergartens fir das
Kindergartenjahr  2020/21 in der vorliegenden Form per Handzeichen einstimmig
beschlossen.
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KG Betreuungseinrichtungsordnung

Wie jedes Jahr ist die KBBEO fir das kommende Kindergartenjahr 2020/21 durch den GMR
neu zu beschlieBen. Aktuell gibt es keine Anderung der Elternbeitrage. Die KBBEO sieht wie
folgt aus:

2.1.

2.2.
2.3.
2.4,
2.5.

2.6.

3.1.

3.2.
3.3.

3.4.

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung
KBBEO
fur den Kindergarten Ort im Innkreis

giiltig ab 01.09.2020

Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung

Die Gemeinde Ort im Innkreis (in der Folge als Rechtstrager bezeichnet) betreibt eine
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung nach den Bestimmungen des O0. Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes LGBI. Nr. 39/2007 idF LGBI. Nr. 25/2019, mit Sitz in Ort im Innkreis
Nr. 202.

Arbeitsjahr und Ferien

Das Arbeitsjahr der Kinderbetreuungseinrichtung beginnt am ersten Montag im
September und dauert bis zum Beginn des ndchsten Arbeitsjahres.

Die Weihnachtsferien beginnen am 24.12.2020 und enden am 06.01.2021.

Die Osterferien beginnen am 27.03.2021 und enden am 05.04.2021.
Die Pfingstferien beginnen am 22.05.2021 und enden am 24.05.2021.
Die Hauptferien beginnen am 27.07.2021 und enden am 06.09.2021

Die Ferienzeiten und die Offnungszeiten an schulfreien bzw. schulautonomen Tage
kdnnen vom Rechtstrager jahrlich am Ende des Arbeitsjahres unter Berlcksichtigung
der Ortlichen Bedurfnisse neu festgelegt werden.

Offnungszeit der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung

Die Offnungszeiten werden wie folgt festgesetzt:

a) Kindergartengruppe(n)

von: bis:
Montag 07:00 Uhr 13:00 Uhr
Dienstag 07:00 Uhr 13:00 Uhr
Mittwoch 07:00 Uhr 13:00 Uhr
Donnerstag 07:00 Uhr 13:00 Uhr
Freitag 07:00 Uhr 13:00 Uhr

Fur die Kindergartengruppe(n) wird ein Frihdienst (Randzeit) von 06:45 bis 07:00 Uhr
festgesetzt.

Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung wird ohne Mittagsbetrieb gefuhrt.

An Samstagen sowie an Sonn- und Feiertagen bleibt die Kinderbildungs- und
betreuungseinrichtung geschlossen.

Die Offnungszeiten kdénnen vom Rechtstrager jederzeit unter Beriicksichtigung der
ortlichen Bedirfnisse neu festgelegt werden.
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4.1.

4.2,

4.3.

4.4,

4.5,

4.6.

4.7.

4.8.

4.9.

5.1.

5.2.

Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung

Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist nach Maf3gabe der Bestimmungen des O6.
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes allgemein zuganglich.

In der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung wird keine alterserweiterte Kindergarten-
gruppe mit Kindern ab dem vollendeten 30. Lebensmonat gefiihrt.

Fur die Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist eine Anmeldung des
Kindes durch die Eltern/Erziehungsberechtigten erforderlich. Die Anmeldung hat personlich bei
der Leitung des Kindergartens Ort im Innkreis zu erfolgen und es es wird der Anmeldetermin
bekannt gegeben. FiUr den Kindergarten muss die Anmeldung, auBer fur die
kindergartenpflichtigen Kinder, fir mindestens 3 Tage pro Woche erfolgen.

Der Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung ist ausgenommen fir kindergartenpflichtige
Kinder freiwillig.

Bei der Aufnahme wird sichergestellt, dass kindergartenpflichtige Kinder einen Platz erhalten,
ohne dass jungere Kinder, die bereits den Kindergarten besuchen, abgemeldet werden
mussen.

Zur Anmeldung sind folgende Unterlagen mitzubringen:

a) Geburtsurkunde oder Geburtsbescheinigung des Kindes,

b) arztliche Bescheinigung Uber den allgemeinen Gesundheitszustand des Kindes,

c) Impfbescheinigung

d) Meldezettel

e) Bestatigung Uber die Berufstatigkeit, Arbeitssuche oder Ausbildung der Eltern

f) Einkommensnachweis bei beitragspflichtiger Inanspruchnahme der Kinderbetreuungs-
einrichtung — wird ein solcher nicht vorgelegt, ist der Héchstbeitrag zu entrichten.

Der Rechtstrager entscheidet bis Anfang Juli jeden Jahres (ber die Aufnahme in die
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung und teilt diese den Eltern schriftlich mit.

Wird die Aufnahme eines kindergartenpflichtigen Kindes verweigert, hat die Landesregierung
auf Verlangen der Eltern auf eine einvernehmliche Einigung zwischen den Eltern und dem
Rechtstrager hinzuwirken. Kommt innerhalb eines Monats keine Einigung Uber die Aufnahme
des kindergartenpflichtigen Kindes zustande, kénnen die Eltern eine schriftliche Beschwerde an
die Landesregierung erheben.

Ubersteigt die Zahl der Anmeldungen die Zahl der verfiigbaren Platze, werden schulpflichtige
Kinder bevorzugt aufgenommen, deren Eltern berufstatig, arbeitsuchend oder in Ausbildung
sind oder deren familiare oder soziale Verhaltnisse eine Aufnahme erfordern.

Vor Aufnahme eines Kindes aus einer anderen Gemeinde muss die Verpflichtung zur Leistung
eines Gastbeitrages durch die Hauptwohnsitzgemeinde geklart sein.

Elternbeitrage und Beitragsfreiheit

Die Eltern haben fir den Besuch der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung entsprechend
der Tarifordnung der Gemeinde Ort im Innkreis einen Kostenbeitrag (Elternbeitrag) zu leisten.

Mit dem monatlich zu leistenden Elternbeitrag sind alle Leistungen der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung abgedeckt, aul3er

a) die allenfalls verabreichte Verpflegung,

b) ein mdglicher Kostenbeitrag fir die Begleitperson beim Transport zur bzw. von der Kinder-
bildungs- und -betreuungseinrichtung und

c) angemessene Materialbeitrage (Werkbeitrage) oder Veranstaltungsbeitrage

d) allfallige Beitrage fur eine Unfallversicherung des Kindes.
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5.3.

6.1.

6.2.

6.3.

6.4.

6.5.

7.1.

7.2.

8.1.

8.2.

Der Besuch einer Kindergartengruppe ab dem 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt ist fir
Kinder mit Hauptwohnsitz in Oberdsterreich nach MaRgabe des & 3 Abs. 3a 0O.
Kinderbetreuungsgesetz bis 13:00 beitragsfrei.

Kindergartenpflicht

Zum Besuch des Kindergartens sind jene Kinder verpflichtet, die vor dem 1. September des
jeweiligen Jahres das 5. Lebensjahr vollendet haben und im Folgejahr schulpflichtig werden.

Kinder, die gemaR § 7 Schulpflichtgesetz 1985 die Volksschule vorzeitig besuchen und Kinder
die gemall § 15 Schulpflichtgesetz 1985 vom Schulbesuch befreit sind, sind von der
allgemeinen Kindergartenpflicht ausgenommen.

Die Kindergartenpflicht beginnt mit dem 2. Montag im September und endet mit Beginn der
Hauptferien gemalR O6. Schulzeitgesetz, die vor dem 1. Schuljahr des Kindes liegen. Keine
Kindergartenpflicht besteht an schulfreien Tagen und in den Schulferien. Ein Kind muss den
Kindergarten im Jahr vor dem Schuleintritt an 5 Werktagen insgesamt mindestens 20
Wochenstunden regelmaRig besuchen.

Die Unterschreitung der Mindestanwesenheit ist nur bei gerechtfertigter Verhinderung des

Kindes zuldssig. Die Eltern haben die Kindergartenleitung von jeder Verhinderung unverziglich

zu benachrichtigen. Eine gerechtfertigte Verhinderung liegt z.B. vor, bei:

a) Erkrankung des Kindes oder eines Elternteils,

b) auRergewdhnlichen Ereignissen (z.B. Naturkatastrophen, Todesfall in der Familie),

c) oder urlaubsbedingter Abwesenheit von hdchstens funf Wochen, an denen
Kindergartenpflicht besteht.

Erziehungsberechtigte, die im Zuge der Schiilereinschreibung einen Anderungswunsch
geman § 2 Abs. 2 Schulpflichtgesetz vorgebracht haben, haben die schriftliche Bestatigung der
Schulleitung Uber den sich daraus ergebenden Beginn der allgemeinen Schulpflicht beim
Gemeindeamt Ort im Innkreis und der Leitung der Kinderbetreuungseinrichtung vorzulegen.
Das betroffene Kind ist ab diesem Zeitpunkt nicht mehr kindergartenpflichtig. Die
Kindergartenpflicht beginnt neuerlich im Arbeitsjahr vor dem Schuleintritt.

Abmeldung von der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung

Die Abmeldung eines Kindes vom Besuch der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist
nur zum Ersten eines jeden Monats unter Einhaltung einer zweiwdchigen Abmeldefrist moglich
und hat bei der Leitung des Kindergartens Ort im Innkreis zu erfolgen.

Bei Abmeldung eines kindergartenpflichtigen Kindes ist dem Rechtstrager bekannt zu geben, in
welcher Einrichtung das Kind zukinftig seine Kindergartenpflicht erflllen wird.

Widerruf der Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung

Die Aufnahme eines Kindes darf nur widerrufen werden, wenn

a) die Eltern/Erziehungsberechtigte eine ihm obliegende Verpflichtung (siehe Punkt 10) trotz
vorheriger schriftlicher Mahnung nicht erfullt oder

b) nachweislich eine andere Form der Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege den
Bedurfnissen des Kindes besser gerecht wird oder

c) der Besuch eines angemeldeten Kindes, nicht regelmaRig entsprechend der Anmeldung
erfolgt (ausgenommen kindergartenpflichtige Kinder).

Liegt kein Fall von Kindergartenpflicht vor, kann ein Widerruf der Aufnahme auch erfolgen,
wenn kein regelmafiger Besuch der Einrichtung im Sinne der Anmeldung erfolgt.
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8.3.

9.1.

9.1.

9.2.

9.3.

9.4.

9.5.

9.6.

10.

10.1.

10.2.

10.3.

10.4.

10.5.

10.6.

Jeder Elternteil kann vom Rechtstrager eine schriftliche Begriindung fir den Widerruf der
Aufnahme verlangen. Diese ist vom Rechtstrager der Aufsichtsbehdrde zur Kenntnis zu
bringen.

Zusammenarbeit zwischen Rechtstrager und Eltern/Erziehungsberechtigten.

Die padagogischen Fachkrafte stellen im Hinblick auf die p&adagogischen Aufgaben der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung einen regelméafRigen Austausch mit den
Eltern/Erziehungsberechtigten sicher und achten die erzieherischen Entscheidungen der
Eltern/Erziehungsberechtigten unter Bedachtnahme auf das Kindeswohl.

Die Eltern / Erziehungsberechtigten haben das Recht, bei einem Antrag von mindestens einem
Viertel der Eltern [/ Erziehungsberechtigten einer Gruppe die Einberufung einer
Elternversammlung binnen 14 Tagen zu verlangen.

Die Wahl einer Elternvertretung oder die Griindung eines Elternvereins zur Wahrnehmung der
Anliegen der Eltern/Erziehungsberechtigten gegeniiber dem Rechtstrager ist anzustreben.

Die Aufsichtspflicht der Kinderbetreuungseinrichtung endet mit der Verabschiedung der Kinder
und Ubergabe an die Eltern/Erziehungsberechtigten.

Die Kinder durfen nur von Personen, welche das 15. Lebensjahr vollendet haben, abgeholt
werden.

Bei Veranstaltungen haften die Eltern/Erziehungsberechtigten fur inre Kinder.

Medikamente durfen von den Kindergartenpddagoginnen nicht verabreicht werden.

Pflichten der Eltern/Erziehungsberechtigten des Kindes

Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben mit dem Rechtstrdger und den péadagogischen
Fachkraften zusammenzuarbeiten.

Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben die Leitung der Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung von jeder Verhinderung unverziglich zu benachrichtigen. Die
Entschuldigung hat schriftlich oder telefonisch zu erfolgen.

Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben dafur zu sorgen, dass die Kinder die Kinderbildungs-
und -betreuungseinrichtung kérperlich gepflegt sowie ausreichend und zweckmafig gekleidet
besuchen und die vereinbarten Besuchszeiten eingehalten werden.

GemalR § 3 Abs. 4a 0O0. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz ist Kindern bis zum
Schuleintritt das Tragen weltanschaulich oder religids gepragter Kleidung, die mit der
Verhillung des Hauptes verbunden ist, verboten. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben
dafir Sorge =zu tragen, dass diese Bekleidungsvorschriften eingehalten werden. Der
Rechtstrager meldet der Bezirksverwaltungsbehérde und der Aufsichtsbehdrde jene Kinder, die
trotz eines schriftichen Hinweises auf die Notwendigkeit der Einhaltung der
Bekleidungsvorschriften diese nicht einhalten.

Die Kinder sollen in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung am Vormittag spatestens
bis 09:00 Uhr anwesend sein und frihestens ab 11:45 Uhr abgeholt werden.
Kindergartenpflichtige Kinder sollen zur Erfillung des Bildungsauftrages spéatestens bis 08:30
Uhr im Kindergarten anwesend sein und friihestens ab 11:45 Uhr vom Kindergarten abgeholt
werden. Der Rechtstrager meldet jene kindergartenpflichtigen Kinder der Bezirksver-
waltungsbehorde, die ohne gerechtfertigten Verhinderungsgrund die Mindestanwesenheit
gemal Punkt 6.3. (§ 3a Abs. 3 O6. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz) unterschreiten.

Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben die Leitung der Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung unverziglich von erkannten Infektionskrankheiten oder Lausebefall des
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Kindes oder der mit ihm im selben Haushalt lebenden Personen zu verstandigen.
Gegebenenfalls ist das Kind so lange vom Besuch der Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung fernzuhalten, bis die Gefahr einer Ansteckung anderer bzw. Ubertragung
auf andere Kinder und des Personals der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung nicht
mehr besteht. Bevor das Kind die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung wieder besucht,
ist eine arztliche Bestatigung darliber vorzulegen, dass eine Ansteckungsgefahr nicht mehr
gegeben ist. Die relevanten Gesundheitsdaten werden nicht an Dritte weitergegeben und
dienen nur dem Zweck der Verhinderung der Ausbreitung von Infektionen.

10.7. In der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung kdnnen den Kindern grundséatzlich keine
Medikamente verabreicht werden.

10.8. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben daflr zu sorgen, dass ein Kind, das nicht
kindergartenpflichtig ist, die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung regelmé&nRig besucht. Ist
ein Kind voraussichtlich langer als drei Tage verhindert die Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung zu besuchen, so haben die Eltern die Leitung der Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung unter Angabe des Grundes davon unverziglich zu benachrichtigen und
im Krankheitsfall auf Verlangen eine Bescheinigung des behandelnden Arztes oder Facharztes
vorzulegen.

10.9. Die Eltern/Erziehungsberechtigten erklaren hiermit, dass ihr Kind insgesamt mindestens finf
Wochen pro Arbeitsjahr, davon mindestens zwei Wochen durchgehend, Ferien auf3erhalb der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung verbringt.

10.10.Die noch nicht schulpflichtigen Kinder sind von den Eltern/Erziehungsberechtigten oder deren
Beauftragten, sofern diese zur Ubernahme der Aufsicht geeignet sind, in die Kinderbildungs-
und —betreuungseinrichtung zu bringen und von diesen wieder abzuholen. Dem Personal der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung obliegt die Pflicht zur Beaufsichtigung der Kinder
wahrend des Besuchs der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung. Die Aufsichtspflicht in
der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung beginnt bei noch nicht schulpflichtigen Kindern
mit der Ubernahme des Kindes; bei Schulkindern mit dem Einlass in die Kinderbildungs- und -
betreuungseinrichtung. Sie endet bei noch nicht schulpflichtigen Kindern mit dem Zeitpunkt, in
dem die Kinder den Eltern oder deren Beauftragten Ubergeben werden, bei Schulkindern mit
dem Verlassen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung. AulRerhalb der
Kinderbetreuungseinrichtung besteht die Aufsichtspflicht nur wahrend der Teilnahme an
Veranstaltungen im Rahmen des Besuches der Kinderbetreuungseinrichtung, wie z.B.
Spaziergange und Ausflige.

10.11.Im Falle der Ubergabe oder der Abholung durch einen Beauftragten der Eltern ist vorweg eine
schriftliche Bestatigung Uber diese Beauftragung vorzulegen.

10.12.Eltern / Erziehungsberechtigten, deren Kinder mit dem von der Gemeinde organisierten
Bustransport beférdert werden, sind verpflichtet, ihr Kind rechtzeitig zur Halte(Sammel)stelle zu
begleiten bzw. durch eine zur Ubernahme der Aufsicht geeignete Person begleiten zu lassen,
das Kind an die Begleitperson im Beférderungsmittel zu Ubergeben und von der
Halte(Sammel)stelle zum vereinbarten Zeitpunkt wieder rechtzeitig abzuholen bzw. von einer
zur Ubernahme der Aufsicht geeigneten Person abholen zu lassen. Der Beitrag fiir den
Transport betragt € 15,00 pro Monat und Kind und wird nicht aliquotiert.

10.13.Eltern haben dem Rechtstrager die Verlegung des Hauptwohnsitzes des Kindes in eine andere
Gemeinde wahrend des Kindergartenjahres unverziiglich, spatestens aber bis zum Ende des
Monats, in dem die Verlegung vorgenommen wird, anzuzeigen.

10.14.Im Falle der Verlegung des Hauptwohnsitzes haben sich die Eltern nachweislich um einen
Kindergartenplatz in der jeweiligen Hauptwohnsitzgemeinde zu bemuhen.

11. Pflichten des Rechtstragers
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11.1.

11.2.

12.

13.

14.

Der Rechtstrager hat gemaf 8 14 Abs. 4 O6. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz sicher zu
stellen, dass die Kinder einmal jahrlich arztlich untersucht werden.

Die Eltern/Erziehungsberechtigten sind mit einer jahrlichen kostenlosen &rztlichen
Untersuchung des Kindes in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung einverstanden.

Es werden Bestatigungen Uber amts-, haus- oder kinderarztliche Untersuchungen sowie
arztliche Bestatigungen tber die Durchfihrung der Mutter-Kind-Pass-Untersuchung vom 2. bis
zum 5. Geburtstag als ausreichender Nachweis anerkannt.

Der Rechtstrager hat weiters sicherzustellen, dass den Kindern wahrend des Besuchs der
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung &rztliche Hilfe geleistet werden kann.

Zahnéarztliche Untersuchung im letzten Kindergartenjahr

Im letzten Kindergartenjahr kann mit Einverstandnis eines Elternteils eine zahnéarztliche
Untersuchung durchgefiihrt werden. Die personlichen Daten und die Untersuchungsergebnisse
werden im Rahmen der Untersuchung erhoben und in einer Datenbank erfasst.

Bei Zustimmung der Eltern und wenn das Kind ein erhthtes Kariesrisiko aufweist, werden die
Daten des Kindes der O6. Gebietskrankenkasse zur weiteren Bearbeitung Uberlassen,
woraufhin die Kinder von der O6. Gebietskrankenkasse Gutscheine zugesendet bekommen. Mit
diesen Gutscheinen kdnnen bestimmte kostenfreie Leistungen bei der/beim Zahnérztin/-arzt
ihrer Wahl in Anspruch genommen werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass die personenbezogenen Daten ausschlie3lich zur Erhebung
des Zahnstatus und fur die Benachrichtigung der Eltern zu einem weiteren Behandlungsbedarf
dienen. Dritte erhalten keinen Einblick in die erhobenen Daten. Die relevanten
datenschutzrechtlichen Bestimmungen werden von allen beteiligten Organisationen und
Personen eingehalten.

Sehtest im Kindergarten

Im letzten Kindergartenjahr kann mit Einverstandnis eines Elternteils im Auftrag der O6.
Landesregierung ein Sehtest durch einen Optiker durchgefiihrt werden. Der Test ist genormt
und umfasst eine Untersuchung der Sehschéarfe, der Augenstellung und des raumlichen
Sehvermdégens. Wenn sich bei einem Kind der Verdacht auf einen Sehfehler ergibt, erhalten die
Eltern eine schriftliche Benachrichtigung mit der Empfehlung einer augenfacharztlichen
Untersuchung.

Der Sehtest ersetzt keine augenfachéarztliche Untersuchung. Wenn sich bei einem Kind der
Verdacht auf einen Sehfehler ergibt, erhalten die Eltern eine schriftliche Benachrichtigung mit
der Empfehlung einer augenfachérztlichen Untersuchung.

Erziehungsberechtigung durch andere Personen (8 2 Abs. 1 Z. 9 O6. Kinderbildungs- und
-betreuungsgesetz)
Sind andere Personen als die Eltern des Kindes erziehungsberechtigt, so sind die

Bestimmungen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung sinngeman auf diese
Personen anzuwenden.
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Die Eltern / Erziehungsberechtigten von Kindern, die den Kindergarten besuchen, sind
einverstanden, dass 1 x jahrlich logopadische Reihenuntersuchungen durchgefiihrt werden und sich
die gruppenfihrende Padagogin mit der Logopadin Uiber das Ergebnis der Untersuchung austauscht.

Ich nehme die vorliegende Kinderbetreuungseinrichtungsordnung hiermit zur Kenntnis und bestatige
den Erhalt einer Ausfertigung.

Unterschrift Eltern /
Datum Unterschrift Rechtstrager Erziehungsherechtigten

Hinweis: Die Kinderbetreuungseinrichtungsordnung als privatrechtliche Vereinbarung kann vom
Burgermeister als Vertreter der Gemeinde unterzeichnet werden, sie muss aber zuvor im Gemeinderat
aufgrund dessen Generalkompetenz beschlossen werden.

Fur alle privaten Rechtstrager féllt diese Bestimmung weg.

Beratung:
Keine Wortmeldungen.

Beschluss:

Uber Antrag des Vorsitzenden wird die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung
des Kindergartens fir das Kindergartenjahr 2020/21 in der vorliegenden Form per
Handzeichen einstimmig beschlossen.

RHYV Antiesen — Gemeinde Ort — Vereinbarung ,,Kanalbetrieb**

Gegenstand dieses TOP ist eine ,,VEREINBARUNG® zwischen dem RHV Antiesen
einerseits und den Mitgliedsgemeinden des RHV fir Leistungen, die RHV bzw dessen
Mitarbeiter zuklnftig fur die Mitgliedsgemeinden im Bereich der gemeindeeigenen Anlagen
und Dienstleistungen erbringt.

Der Umfang dieser Leistungen und die Bedingungen sind Gegenstand dieser Vereinbarung.
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VEREINBARUNG

abgeschlossen zwischen dem Reinhaltungsverband Mittlere Antiesen, 4974 Ort im
Innkreis Nr. 185, vertreten durch den Obmann Ehwallner Karl, in der Folge kurz
RHV", einerseits und der

Gemeinde im Folgenden kurz ,GEMEINDE" genannt.

1. Gegenstand und Umfang der Vereinbarung

1.1. Gegenstand dieser Vereinbarung ist die Festlegung der durch den RHV zu
erbringenden Leistungen sowie der fir die Vereinbarungserfillung erforderichen
Rahmenbedingungen.

Die Leistungen des RHV fur die GEMEINDE beschranken sich auf die Fllhrung des
Leitungskatasters fir die Abwasserbeseitigungsanlagen (gemeinsame Datenbank
INFRAGIS), die Wartung der Kanalschidchte nach Bereitstellung eines
Bauhofmitarbeiters, deren Dokumentation sowie die Einspielung der Wartungsdaten
in die Software (INFRAGIS).

Festgestelite Médngel und Schéden an den Kanalschachten bzw. am Kanalsystem
werden der GEMEINDE bekanntgegeben, welche selbst lber eins etwaige Sanierung
entscheidet. Die Haftung fir die ordnungsgemafe Instandhaltung der Anlagen der
Abwasserbeseitigung bleibt somit bei der GEMEINDE. Die Anlagen der
Abwasserbeseitigung bleiben im Eigentum der GEMEINDE,

1.2. Die Leistungen des RHV erstrecken sich auf die gesamte &ffentliche
Kanalisationsanlage der GEMEINDE. Das sind samtliche Druck- und
Freispiegelkanale sowie die Hausanschlusskanile im Zustandigkeitsbereich der
GEMEINDE.

1.3. Der RHV verpflichtet sich zur Einhaltung sd@mtlicher einschldgigen Gesetze,
insbesondere des Wasserrechtsgesetzes und erbringt seine Leistungen gemaf dieser
Vereinbarung nach dem Stand der Technik (den anerkannten Regeln) und dem Gebat
der Wirtschaftlichkeit und Zweckmanigkeit.

2. Kanalbetrieh

2.1. Der Kanalbetrieb umfasst das Betreiben der Anlagen zum zweckbestimmten
Gebrauch, das heit Bedienung, Beobachtung, Uberwachung, Kontrolle,
Dokumentation der offentlichen Kanalanlagen.

2.2, Der RHV stellt die erforderliche Ausriistung (Werkzeuge, Fahrzeug, Tablatt mit
Softwarelésung filr die Wartungsdokumentation) und die erforderliche Spezial- und
Sicherheitsausristung (Kamera dgl.) fir die Wartung und Dokumentation kostenlos
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zur Verflgung. Von Seiten der GEMEINDE ist ein Bauhofmitarbeiter bereit zu stellen,
welcher fir die Entleerung der Schmutztassen zustandig ist.

2.3. Die Leistungen der regelmanigen Wartung und Inspektion umfassen:

e Kanalschachtzustandskontrolle und Reinigung der Schmutztassen (Mithilfe
Bauhofmitarbeiter)
Hausanschlusszustandskontrolle

= Dokumentation der Wartung

« Ubermittiung der Wartungsdokumentation (festgestelite Mangel und Schaden)
an die GEMEINDE

3. Entgelte und Zahlungsabwicklung

Das zu leistende Entgelt fir die Arbeiten des Personals des RHV fir die GEMEINDE
bei den Zustandskontrollen bzw. Wartungen wird nach tatsachlichem Aufwand direkt
an die GEMEINDE weiterverrechnet (Verrechnung nach dem Stundensatz des RHY).

4. Vereinbarungsdauer
4.1. Diese Vereinbarung beginnt mit ............... und wird unbefristet abgeschlossen.

Unbeschadet davon bleibt den Vereinbarungsparteien das Recht, auf
auRerordentliche Kiindigung aus wichtigem Grund.

5. Allgemeinde Vereinbarungsbestimmungen

5.1. Zutrittsrecht: Die GEMEINDE wird alle oOrtlichen Voraussetzungen fur die
Durchfiihrung der geman dieser Vereinbarung zu erbringenden Leistungen durch den
RHY schaffen, insbesondere dafiir Sorge zu tragen, dass die betreffenden
Grundstiicke und Objekte zugé&nglich sind und von den Bediensteten und Beauftragten
des RHV betreten und befahren werden kénnen.

5.2. Festgestelite Mangel und Schaden an den Kanalschéchten bzw. am Kanalsystem
werden der GEMEINDE bekanntgegeben, welche selbst Gber eine etwaige Sanierung
entscheidet. Die Haftung fiir die ordnungsgemalte Instandhaltung der Anlagen der
Abwasserbeseitigung bleibt somit bei der GEMEINDE. Die Anlagen der
Abwasserbeseitigung bleiben im Eigentum der GEMEINDE.

6. Abschlussbestimmungen

6.1. Anderungen dieser Vereinbarung beddirfen der Schriftform. Nebenabreden gelten
als nicht getroffen, wenn sie nicht schriftlich vereinbart wurden.

6.2. Soliten einzelne Punkte dieser Vereinbarung rechtsungltig sein oder werden, so
behalten die (brigen Bestimmungen ihre Gliltigkeit. Die GEMEINDE und der RHY
werden eine unglltige Bestimmung durch eine ihr im technischen und wirtschaftlichen
Erfolg gleichwertige Regelung ersetzen.
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6.3. Der RHYV ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dieser Vereinbarung an den
jeweiligen Rechtsnachfolger zu Gberbringen.

6.4. Diese Vereinbarung wird in zwei Gleichschriften errichtet, von denen der RHV und
die GEMEINDE je eine erhélt.

Ort im Innkreis, am GEMEINDE, am

(fiir den RHV) (fiir die GEMEINDE)

Die gegenstandliche Vereinbarung wurde in der Sitzung des Gemeinderates der
GEMEINDE vom beschlossan.

Die gegenstandliche WVereinbarung wurde in der Sitzung des RHV vom
beschlossen.

Beratung:
AL Mittmannsgruber und GR Deschberger erldutern, in wie weit sich die VVorgehensweisen

bei Kanalwartungsarbeiten durch die Vereinbarung &ndern wirden. Das Programm InfraGIS
werde dafur ausschlaggebend sein und die Einschulung mancher Mitarbeiter in das Programm
zwingend notwendig.

Beschluss:

Uber Antrag des Vorsitzenden wird die Vereinbarung zwischen dem Reinhalteverband
Mittlere Antiesen und der Gemeinde Ort/Innkreis in der vorliegenden Form per Handzeichen
einstimmig beschlossen.
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7. Eraktionswahl Grine
Durch die Wohnsitzanderung und den damit verbundenen Mandatsverlust vom 07.08.2019
von Frau Mira Standhartinger als Ersatzmitglied im Ausschuss fiir Schule-, Kindergarten-,
Kultur- und Sportangelegenheiten ist eine Nachwahl erforderlich. Diese Wahl kann offen
gemacht werden.

Beratung:
Keine Wortmeldungen.

GR Standhartinger J. und GR Biichl wéhlen per Handzeichen einstimmig GR Standhartinger
J. als Nachfolger fur Frau Standhartinger M. im Ausschuss fur Schule-, Kindergarten-,
Kultur- und Sportangelegenheiten.

8. Bericht Prifungsausschuss vom 2.6.2020
Der TOP 8 wird im Anschluss in einer nicht 6ffentlichen Sitzung behandelt.

9. Versicherungen der Gemeinde — Vergabe
Der Prifungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 2.6.2020 die Angebote der beiden
Versicherungsunternehmen (berpruft. Die GRAWE ging als Bestbieter mit einer
Gesamtsumme von € 9.397,90 hervor. Der PA der Gemeinde Ort spricht sich fur die Vergabe
an die GRAWE aus.

00 Versicherung GRAWE

Gebaudeversicherung 6.648,14 6.599,90
Rechtsschutz 665,10 648,00
Gemeindehaftpflicht 2718,12 2150,00

Angebotssumme: 10.031,36) 9.397,90

Beratung:
Keine besonderen Wortmeldungen.

Die Einzelheiten wurden bereits im PA in aller Ausfihrlichkeit behandelt.

Beschluss:

Uber Antrag des Vorsitzenden werden die Versicherungen der Gemeinde Ort/Innkreis It.
Vorliegenden Angeboten an die GRAWE Versicherung mit einer Gesamtsumme von
€ 9.397,90 per Handzeichen einstimmig vergeben.
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10. DA: Wasserversorgung Ort — Pumpversuch/Analyse — Auftragsvergabe
Der vom Vorsitzenden angekiindigte DA lautet wie folgt:

»Am vorigen Dienstag, 16.06.2020 erfolgte durch Ing Kiener und Ing Spitzlinger in
Anwesenheit von Fraktionsvertretern samtlicher Fraktionen die Information zum aktuellen
Stand der Versuchsbohrungen zur eigenstiandigen Wasserversorgung der Gemeinde Ort im
,Bischelsdorfer Wald*“.

Dabei wurden die Ergebnisse der durchgefiihrten 4 Bohrungen hinsichtlich der Ergiebigkeit
und erster Analysen erldutert und das geplante weitere Vorgehen erklart, um verwertbare
Ergebnisse hinsichtlich Dauerpumpversuch bis zum Beharrungszustand der Bohrung fiir die
wasserrechtliche Bewilligung zu erreichen.

Dazu sind Auftrige fir die Durchfihrung und Uberwachung der 3 gleichzeitig
durchgefiihrten Pumpversuche It. Angebot der Fa. DOMA idH von ca. 10.000,- Euro netto
und auch der weitere Auftrag an DI Kiener fir die fachliche Begleitung und Analysen idH von
ca. 20.000,- Euro netto zu vergeben.

Die bei der Besprechung anwesenden Vertreter simtlicher Fraktionen waren sich einig, dass
die Auftrage wie dargestellt, vergeben werden sollen.”

Ort/Innkreis, am 22.06.2020

hipi@ivnet.at

Von: Doblinger Johann - doma <j.doblinger@doma.at>
Gesendet: Montag, 15. Juni 2020 11:37

An: hipi@ivnet.at

Betreff: WVA Ort il

Servus Thomas!

Ich wiirde folgendes Vorschlagen:
Baucontainer bauseits vor Ort fiir die gesamte Zeit.

- Diesel Aggregat 40kVa doma € 165,- Tag exkl. Treibstoff € 2.310,-
- Leih- Schaltschrank inkl. SPS und Router usw.

(350,- Kostenbeitrag fiir Fertigung) Miete € 25,- taglich € 700,-
- Kostenbeitrag Software MSS fiir SPS und PLS Einbindung

Server Fa. doma € 1.000,- € 1.100,-
- Leihgebiihr mSyS Server Fa. doma ohne Berechnung € 0,-

- Leihgebiihr 3x IDM Picomag + 3x Brunnensonde 40,-/Tag € 560,
- Leihgebiihr Kabel und Rohre bauseits fiir 14 Tage €850, € 850,
- Montage und Installation inkl. Demontage vor Ort € 3.600,- € 3.600,-
- Planung und Engneering € 500,-

Gesamtkosten € 9.620,-

- 3% Messungen Durchfluss und Tagesmenge mit Ganglinien

- 3x Messung und Uberwachung Brunnenniveau s mit Ganglinien

- 3x Steuerung Brunnenpumpe (iber PLS mit Niveauiiberwachung mit Laufzeitprotokollierung
Mit freundlichen GriiBen

Ing. Doblinger Johann
Geschéftsfiihrung
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AIT&E#EE%%%UT”‘E

Kurzbericht zu Bohrungen Ort im Innkreis (B2-B4)
Leistungszeitraum: 26.05.2020 bis 17.06.2020

7. Vorschlag zum weiterflihrenden Untersuchungsprogramm

Pumpversuche
Ziel der Pumpversuche ist zu untersuchen, welche maximale Menge an Grundwasser - unter

Einhaltung des Beharrungszustandes in jeder Bohrung (B2, B3, B4) - im Untersuchungszeitraum
entnehmbar ist.

Der geplante Pumpbetrieb mit stufenweiser Erhéhung der Pumpraten und schrittweiser
Zuschaltung von Brunnen (Reihenfolge B2, B3, B4) ist aus der folgenden Tabelle zu entnehmen.

Der dargestellt Plan wurde auf Basis der Ergebnisse der durchgefihrien Pumpversuche erstelit
und berucksichtigt den erforderichen Wasserbedarf. Im Zuge des Pumpversuchs sind
Pumpdauer und Pumpraten gegebenfalls anzupassen (Bernicksichfigung der tatsachlichen
Absenkungen und gegenseitigen Beeinflussungen).

Dauer der m:p::eui, | Pumprate | Pumprate | Pumprate | Pumprate

Pumpstufe o B2 B3 B4 Gesamt
Phase 1 | bis Beharrung 24 0,50 X X 0,50
Phase 2 | bis Behamung 48 0,75 X ® 0,75
Phase 3 | bis Behamung 48 0,75 0,50 X 125
Phase 4 | bis Beharmung 48 075 0.50 0.40 165
Phase 5 | bis Beharmung 48 0,75 0,60 0,40 175
Phase 6 | bis Behamung 48 075 0,60 0.50 185
Phase 7 | bis Behamung 48 0,85 075 0,60 220
17 312h (13 Tage)
Phase 5 | Aufspiegelung 21 Tage

*Abschitzung: aufgrund der geplanten Femiiberwachung von Pumprate und Wassserspiegel kann die
angegebene Mindestpumpdauer bei Emeichung des Beharmungszustandes auch unterschritten werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass im zukinftigen Brunnenbetrieb die Dauerergiebigkeit geringer
sein kann als jene Ergiebigkeit, welche sich im Rahmen des Pumpversuchs bei Beharrung
eingestellt hat.

Begleitende Beweissicherung
= Dokumentation und Beweissicherung mit Druckmesssonden in den Bohrungen B1 bis B4
* Online-Monitoring der Wasserspiegel und der Pumpraten in den Bohrungen B2 bis B4
= Zusatzliche Kontrolle der Pumprate zu Beginn und am Ende jeder Pumpstufe mit
Kibelmessung
» Abstichmessungen zumindest am Ende jeder Pumpphase
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= Fir den Zeitraum des Pumpversuchs Phase 1 bis Phase 8 sind die Brunnen Auer,
Guriner, Siegetsleitner und Siegetsleutner wieder mit Druckmesssonden zu beweissichem

Begleitende Probenahme und Analyiik

Nach Woche 1. Mindestuntersuchung gemal Trinkwasserverordnung: B2, B3, B4

Nach Woche 20 Volluntersuchung gemal Trinkwassernverordnung: B2, B3, B4
(sofemn ausreichende Ergiebigkeit Vorhanden)

MNach Woche 3:  Isotopenhydrologische Untersuchungen (Tritium, Sauerstoff-18, Deuterium):
B2, B3, B4

Multiparametermessungen (Tiefenprofi) in den Bohrungen ca. 3 Wochen nach Pumpversuch und
nach dem Aushau der Pumpen

Zusammenfassende Auswertung Interpretation und Bericht

8. Abschatzung der Leistungen und Kosten von AIT zum weiterfilhrenden
Untersuchungsprogramm

Pumpversuchsbegleitung 3.600 EUR:
+ Bereitstellung und Installation der Druckmesssonden in den Beweissicherungsbrunnen
(Brunneneigentiimer sind vom Auftraggeber zu informieren bzw. Zustimmung ist durch

Aufiraggeber einzuholen, falls erforderiich Unterstitzung durch die Gemeinde beim
Sondeneinbau)

+ Vorschiag zum Pumpversuchsdesign (in Abstimmung mit HIP1 £ZT GmbH)

« Bei 14-tigigen Pumpversuch 4 Einsatze vor Ort (Kontrolle, Daten auslesen, vor-
Auswertung)

« Tagliche Lagebeurteilung (Festliegung der Pumpraten gemeinsam mit HIPI ZT GmbH),
Brunnenwasserspiegeldaten und Pumpratenmessungen werden vom Biro HIPI ZT GmbH
Ubermittelt

Begleitende Analytik (Probenahme erfolgt im Rahmen der Pumpversuchsbetreuung):
+ 3 x Mindestuntersuchung gemaft TWV: 3 x 250 EUR
* 3 x Voluntersuchung gemal TWV: 3 x 1.550 EUR (sofem Bohrung ausreichend ergiebig)
» 3 x Isotopenhydrologische Untersuchungen (Tritium, Sauerstoff-18, Deutenum):
3 x 290 EUR (sofem Bohrung ausreichend ergiebig)

Multiparametermessungen in den Bohrungen B1-B4: 1.800 EUR

Zusammenfassender Bericht: 3.500 EUR
* davon 2.500 EUR fir Untersuchungsprogramm (Auswertung, Darstellung, Beurteilung)
« und 1.000 EUR fir Uberarbeitung des Schutzgebietsvorschlages

Anmerkung: soliten im Zuge des Pumpversuchs mehr als 4 Einsdtze erforderlich sein, werden pro
Einsaiz 800 EUR Rechnung gestellt.

Gesamtpaket: 15.170 EUR

Selbstverstandlich werden nur tatsachlich erbrachte Leistungen in Rechnung gesteilt.
Preise exkl. MwSt.
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Beratung:
Es folgt eine lange, ausgiebige Diskussion, in welcher sich manche Gemeinderate wegen der

nicht eingetroffenen Prognosen von Herrn Spitzlinger (Fa. HIPI) und Herrn Kinner (Fa. AIT)
enttduscht zeigen.

Fur die nachsten Probebohrungen steht fest, dass ein Ergebnis von mindestens 1,25 I/s erzielt
werden musse, damit das Projekt als wirtschaftlich gelten konne.

Es wird festgehalten, dass vor der Durchfiihrung aulRerplanmafiiiger Auftragserweiterungen —
und damit einhergehender Kostenerh6hungen — die Gemeinde unbedingt informiert werden
musse.

Beschluss:

Uber Antrag des Vorsitzenden wird der Auftrag zur Durchfiihrung und Uberwachung der
néchsten Pumpversuche idH von ca. € 9.620,- an die Fa. DOMA einerseits und der Auftrag
zur fachlichen Begleitung an die Fa. AIT idH von ca. € 15.170,- andererseits gem. der 0.a.
Angebote per Handzeichen einstimmig vergeben.

11. Allfalliges

e Der BGM berichtet, dass

- gegen den Spruch des LVWG betr. Bauvorhaben Aigner seitens Fam. Schrems
Einspruch erging,

- viele der Gemeindevoranschlage 2020 als falsch gelten,

- das ASZ den Normalbetrieb wiederaufgenommen hat,

- die September-Sitzung ev. eine Woche friher stattfindet.

e Besprechung aktueller Personalangelegenheiten
e Anfrage betr. Kostenvoranschlag der Baustelle ,,Gehsteig Plursch* seitens GR Bdgl.
e Diskussion Uber den Teerbruch beim ehem. Grundstiick Schnallinger (nunmehr Fischer).

e Diskussion ber die missgliickte Bewerbung von Fr. Burkl wegen falscher E-Mail-
Adresse

12. Fragestunde Grine
Entfallt.

Der Vorsitzende schlief3t die Sitzung um 20:50 Uhr.

39



	2.1. Das Arbeitsjahr der Kinderbetreuungseinrichtung beginnt am ersten Montag im September und dauert bis zum Beginn des nächsten Arbeitsjahres.
	2.2. Die Weihnachtsferien beginnen am 24.12.2020 und enden am 06.01.2021.
	2.3. Die Osterferien beginnen am  27.03.2021 und enden am 05.04.2021.
	2.4. Die Pfingstferien beginnen am  22.05.2021 und enden am 24.05.2021.
	2.5. Die Hauptferien beginnen am  27.07.2021 und enden am 06.09.2021
	2.6. Die Ferienzeiten und die Öffnungszeiten an schulfreien bzw. schulautonomen Tage können vom Rechtsträger jährlich am Ende des Arbeitsjahres unter Berücksichtigung der örtlichen Bedürfnisse neu festgelegt werden.
	3.1. Die Öffnungszeiten werden wie folgt festgesetzt:
	3.2. Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung wird ohne Mittagsbetrieb geführt.
	3.3. An Samstagen sowie an Sonn- und Feiertagen bleibt die Kinderbildungs- und betreuungseinrichtung geschlossen.
	3.4. Die Öffnungszeiten können vom Rechtsträger jederzeit unter Berücksichtigung der örtlichen Bedürfnisse neu festgelegt werden.
	4.1. Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist nach Maßgabe der Bestimmungen des Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes allgemein zugänglich.
	4.2. Für die Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist eine Anmeldung des Kindes durch die Eltern/Erziehungsberechtigten erforderlich. Die Anmeldung hat persönlich bei der Leitung des Kindergartens Ort im Innkreis zu erfolgen und ...
	4.3. Der Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung ist ausgenommen für kindergartenpflichtige Kinder freiwillig.
	4.4. Bei der Aufnahme wird sichergestellt, dass kindergartenpflichtige Kinder einen Platz erhalten, ohne dass jüngere Kinder, die bereits den Kindergarten besuchen, abgemeldet werden müssen.
	4.5. Zur Anmeldung sind folgende Unterlagen mitzubringen:
	4.6. Der Rechtsträger entscheidet bis Anfang Juli jeden Jahres über die Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung und teilt diese den Eltern schriftlich mit.
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	6.4. Die Unterschreitung der Mindestanwesenheit ist nur bei gerechtfertigter Verhinderung des Kindes zulässig. Die Eltern haben die Kindergartenleitung von jeder Verhinderung unverzüglich zu benachrichtigen. Eine gerechtfertigte Verhinderung liegt z.B...
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	10.8. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben dafür zu sorgen, dass ein Kind, das nicht kindergartenpflichtig ist, die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung regelmäßig besucht. Ist ein Kind voraussichtlich länger als drei Tage verhindert die Kind...
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